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Ver Oelmaidiensi

Deutschland und Frankreich
Von Staatssekretär z. D. Frhr. v. Rheinbaben.

Die deutsche Außenipolitik steht in diesem Frühjahr vor d r ei

großen und schweren Aufgaben: A b r ü st u n g ,
R e p a r at i o -

nen, Wirtschaftspolitik gegenüber den Donau-
lä n d e r n. Alle drei Probleme haben gleichermaßendie Eigenschaft,
daß sie nicht g e ge n

, schwerlich o h n e
,

im wesentlichen nur mit

Frankreich s o gelöst werden können, daß ein wirklicher U m -

schwung in der Lage eintritt und eine neue Grundlage sür
die europäischePolitik und Wirtschaft, darüber hinaus aber auch in·
Weltpolitik und Weltwirtschaft geschaffen wird. So richtig es ist,
daß gerade die französischePolitik seit 1918 Deutschland bei weitem
am meisten geschadet und bei weitem am meisten zu dem traurigen
Zustand beigetragen hat, in dem sich nicht nur Deutschland, sondern
ein großer Teil der Welt heute befindet, so falsch ist die Behauptung,
durch Abwendung von Kampf und Auseinandersetzungen mit

Frankreich könne Deutschland seinevLage bessern. Mindestens ebenso
falsch ist jene andere Meinung, als könne durch äußerliche Gesten
und oberflächliche Anbiederungen das sekuläre problem des deutsch-
französischen Antagonismus bewältigt Und überwunden werden.

Richtig allein erscheint ein Kurs, der trotz aller Enttäuschungen der

jüngsten Vergangenheit erneut den Versuch macht, unter selbstver-
ständlicher Ausnutzung der tiefgreifenden Veränderungen der Welt-

lage seit 1919, in möglichsterAnlehnung an gleichgerichtete Ten-

denzen in England, Italien und Amerika die deutsch-
französischenBeziehungen durch endliche Liquidation des Weltkrieges
auf einen normalen Zustand zu bringen. Heute sind sie noch
immer weit davon entfernt, und ohne entscheidende politische
Handlungen wird sich sicherlich ein Umschwung etwa aus Zeitablauf
oder dem verblaßten Zaubermittel von Wirtschaftskommissionen und

Kartellen nicht einstellen. So tief sind trotz Tocarno, trotz Völker-
bund, trotz ernsthaftester Anstrengungen hüben und drüben ldie

Gegensätze zwischen Deutschland und Frankreich wieder geworden,
daß der erneute Versuch einer die Gesamtheit der Fragen an-

packenden grundlegenden Auseinandersetzung von

vornherein hoffnungslos wäre, wenn nicht auch Frank-
r eich selbst die Wirtschafts- und Finanzkrise mehr und mehr am

eigenenTeibe fühlte und wenn nicht die Gefahr der sihm höchstun-

erwünschten Isolierung in immerhin greifbare Nähe gerückt wäre.
Mühsam genug hat sich die Erkenntnis Bahn gebrochen, daß, so
sehr auch der Weltkrieg selbst die Weltwirtschast aus den Fugen
geworfen hat, es doch bei größerer Einsicht und besserem Willen auf
seiten der Siegermächte und hier wiederum besonders auf seiten
Frankreichs schon längst möglich gewesen wäre, der Welt neue Wege
zum Ausbau und wirklicher praktischer Zusammenarbeit zu weisen.
Genug davonl In dieser der praktischen Arbeit und. Gestaltung deut-

scher Außenpolitik in diesem Schicksalsjahr gewidmeten Abhandlung
soll der Grundgedanke der sein, sdaß auf den obengenannten drei

Gebieten, ob die Nächstbeteiligten wollen oder nicht, wichtigste Ent-

scheidungen heranstehen, denen ganz einfach nich t a u s g e w ich e n

werden kann. Wie sehen diese aus und welches sind Deutschlands
Ziele?

Der bisherige Verlauf der A b r ü st u n g s k o n f e r e nz hat
weiteste Kreise in Deutschland ehrlich enttäuscht. Trotz allem, was

seit Iahren über die dringende Notwendigkeit einer wirklichen und

praktischen Herabsetzung der Rüstungen in Tausenden und aber

Tausenden von Manifestationen in der ganzen Welt gesagt und

geschrieben worden war, ließ sich der erste Teil der Konserenz nicht
gerade sehr günstig an. Die erwarteten großen Reden wurden ge-
halten, ein großes Tableau der in ihnen aufgestellten Forderungen
angefertigt, aber die ernsthafte Arbeit wollte nicht vorwärts kommen.

Objektiv swird man als deutscher Teilnehmer an dieser Konserenz
feststellen müssen, daß sie natürlicherweise in ihren große-n und
kleinen Kommissionen, in ihren Vorständen, Büros und Bericht-
erstattern, in ihren unendlich komplizierten inneren Tendenzen und

Strömungen ein außerordentlich schwersälligesGebilde darstellt, das

nicht so leicht in bestimmter Richtung in Gang- zu bringen ist. Dies
war ja dann nach der Osterpause der Grund für den amerika-

nis chen V o rstoß ,
der mit Hilfe Englands und Italiens trotz

der Gegenwehr Frankreichs und seiner engeren Freunde schließlich
zu der bestimmten Orientierung führte, die modernen A ng rifss -

w affen als eine besondere Kategorie von Waffen (Grundsatz des

,,D68arme.ment- qualitatik«) zu erklären und zu versuchen, vor-

nehmlich und zuerst in ihrem Bereich Abrüstungsmaßnahmen zu
verwirklichen.
allgemeinen Verbotes der uns selbst verbotenen Waffen in dieser
Aktion n e b e n die angelsächsischenMächte und Italien gestellt. Sie
hat die von disesenMächten vorgeschlagenen Abrüstungsmaßnahmen
ausdrücklich als in der Richtung der eigenen Forderungen liege-nd
begrüßt und wird in den kommenden Untersuchungen und Aus-

einandersetzungen mit allem Nachdruck die allgemeine Ab-
schafsung dieser Deutschland verbotenen Waffen betreiben, denn ihr

150

Die deutschef Delegation hat sich hinsichtlich eines«

Verbot erfolgte m Versailles ausdrücklich mit der Begründung, daß
hierdurch ein künftiger ,,Angrisf« Deutschlands unmöglich gemacht
werden sollte. Frankreichs These läuft in ganz anderer Richtung.
Es will-und kann sich der allgemeinen Strömung nach S onders

behandlung der Angrifsswassen zu Lande, zu Wasser und in
der Luft nicht länger entziehen, aber mit größtem Ernst verteidigt
es die These, diese Waffen nicht a«bzuschaffen,sondern sie (unter
Belassung auf nationalem Boden!) dem Völkerbund entweder direkt
oder mittels der Schaffung einer internationalen Armee zur Ver-

fügung zu stellen. Schon die ersten Auseinandersetzungen haben
gezeigt, daß es unter den Großmächtesn mit diesem Vorschlag
allein steht und daß auch eine Mehrheit mittlerer und kleiner
Staaten dem Vorschlag ganz oder größtenteils ablehend gegenüber-
tritt. Hierzu kommt der zweite Teil ider deutschen Abrüstungs-
forderung, die Gleichberechtigung Im Gegensatz zu Eng-
land, Amerika und Italien —- um nur Großmächte zu nennen— lehnt
die französischePolitik bisher auch diesen deutschen Anspruch ab und

ist somit in Verweigerung von Abrüstung und Zulassung Deutsch-
lands zur Zeichnung einer für alle gültigen Abrüstungskonvention
nach gleichem TYp und gleichen Methoden der-Waffen unter Fort-
sall des TeilesV des Versailler Vertrages so recht der eigentliche
Gegenspieler Deutschlands in Genf.

Nicht viel anders steht es um den deutsch-französischenGegensatz
im sterbenden Reparationsproblem. Schon hat der eng-
lische Schatzkanzler es für richtig gehalten, in das kürzlich vorgelegte
Budget weder deutsche Reparationszahlungen noch Schuldenzahluns
gen Englands an idie Vereinigten Staaten mehr einzusetzen. Formell
soll vor irgendwelcher Einsetzung von Ziffern die Entscheidung der
Mitte Juni zusammentretenden Tausanner Konserenz abgewartet
werden, praktisch rechnet England nicht mehr mit deutschen Zah-
lungen und bereitet »die amerikanische Öffentlichkeit auf Einstellung
der interalliierten Schuldenzahlung vor. Gleichzeitig legen sich im

französischenWahlkampf führende Männer erneut darauf fest, daß
Frankreich zwar wegen der selbst-verschuldeten Zahlungsunfähigkeit
Deutschlands für eine gewisse Zeit auf Reparations ahlungen ver-

zichten müsse, daß es aber keinesfalls seinen ere ten Anspruch
endgültig aufzugeben gedenke. Auf der anderen eite steht die Fest-
stellung einer bis nahe an den Katastrophenrand vorgetriebenen
Finanzzerrüttung des Deutschen Reiches und die Tatsache, daß die

Vorbedingung zur Überwindung der deutschen inneren Finanz- und

Wirtschaftskrise die völlige Toslösung von der unerträglichenHypothek
künftiger Reparationszahlungen ist. Eine zunehmende Unruhe hat
die internationale Politik darüber ergriffen, wie dieser große Gegen-
satz in wenigen Wochen auf einer neuen internationalen Konserenz
überbrückt werden soll. Schon ist die Presse voll von Gerüchten über
neue ,,Pläne«, die angeblich hinter den Kulissen in den Gesprächen
der Staatsmänner erörtert werden. Wie dem auch sei — sicher ist,
daß Deutschland nach wie vor nicht aus nutzlose Moratorien irgend-,
welcher Art, sondern auf eine en d gültige L ö sung hinsteuert,
die das Reparationsproblem als

isolchesverschwinden läßt. Ein
großer weltpolitischer und weltwirt chaftlicher Zusammenhang macht
sich hier geltend: Immer deutlicher werden trotz der be-
kannten vorsichtigen Zurückhaltung der offiziellen amerikanischen
Politik dieälußerungem daß Amerika, seinerseits in schwerer
eigener Finanzkrise, das Aufgeben seiner Forderungen an Europa
nur dann ernstlich erwägen würde, wenn v orher durch praktische
A b r ü st u n g s m aß n a h m e n

, durch politische und wirtschaft-
liche Beruhigung und Zusammenarbeit in Europa eine
Lage geschaffen wird, die Amerika den Verzicht lohnend genug er-

scheinen läßt. So spielt also das Abrüstungsproblem deutlich in das

Reparations- und Schuldenproblem hinüber.
i

Die dritte Aufgabe, die wirtschaftliche Rettung der Don-au-

länder, ist durch einen raschen und taktisch wenig überlegten
Vorstoß Tardieus zunächst aus einen schiefen Weg gekommen, und
der erste Versuch einer Konserenzlösung ist gescheitert. Er wird
und muß wiederholt werden. Mehrere dieser Länder stehen vor dem

völligen inneren Zusammenbruch, und es ist bei einigen mehr als

zweifelhaft, ob er noch aufgehalten werden kann. Frankreich trägt
auch hierfür ein großes Stück der Verantwortung. Seinen politischen
Motiven entsprungenes sinanzielles Engagement geht nach mehreren
Milliarden Mark und dasjenige Englands ist nicht viel geringer.
Neue Kredite würden die Lage nur für kurze Zeit aufhalten, aber

sie würden ohne Änderung in der Wirtschaftspolitik
nur bedeuten, daß man gutes Geld dem schlechten nachwerfen würde.
So ziemlich die ganze Welt außerhalb Frankreichs, soweit sie sich
für diese Probleme interessiert, ist darüber einig, daß ohne sreiwillige
und gutwillige Mitarbeit Deutschlands und Italiens keine grund-
legende Wendung zur Besserung eintreten kann, ebenso auch dar-

über, daß diese Wendung nicht durch unmögliche Verzichte des müh-
sam um seine eigene Existenz ringenden Deutschlands und in un-
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gerechtfertigter politischer Bevorzugung der tschechoslowakischen Jn-
dustrieerzielt werden kann. Auch hier unterscheidet sich bisher sdie

deutscheThese ganz wesentlich von der französischen Warum?

Weil Frankreich nicht zulassen will, daß Deutschland aus geogra-
phischen,wirtschaftlichen und geschichtlichen Gründen seine Stellung
im SüdostenEuropas so ausbaut, wie dies dem natürlichen Lan
der Dinge, ähnlich wie vor dem Weltkriege, entsprechen würde.

«
Gewiß gibt es um diese grundsätzlichen d"eutsch-französischen

Differenzenherum noch manches andere, was man zur Beurteilung der

alkgeklbllckltchenTage anführen müßte. Aber der deuts ch sfr an-

zOsIsche Gegensatz ist dasKernproblem, auch ohnedaß
er in heftigen Reden und Gegenreden bisher öffentlich zum Austrag
gebrachtworden ist. Daß es weltpolitisch um große und entscheidende
Ding-engeht, zeigt die Anwesenheit des amerikanischen Staats-

sekrestarsStims on, die Reise des immer noch leidenden eng-
lis chen Ministerpräsidentenund all das viele Hin und Her, das
Raunen und die Gerüchte über zahlose Ministerbesprechungen dieser
Tage. Die Probleme weiten und dehnen sich. Noch immer schwelt
der ostasiatischeKonflikt. Japan ist trotz stimmungsmäßiger Ver-

urteilung seiner Aktion ein wichtiger Faktor in der weltpolitischen
Kalkulation. Amerika denkt an die offense Tür in China, an den

Pazifischen Ozean, an Rußland· Rußland wiederum sucht in Sorge
vor dem neuerwachten japanischen Rationalismus Anschluß an die

Vereinigten Staaten. Das englische Weltreich einerseits sucht seine
Stellung zu halten und nach kraftvoller

·

berwindung innerer
Schwachen möglichsten Einfluß auf den Gesamtablauf der Dinge
zu nehmen.! Wer will in diesen entscheidungsvollen Zeiten auch nur

all die verschiedenen Gerüchte und Tendenzmeldungen aufzählen, die
in buntem Wechsel fast jeden Tag erscheinenl Aber was auch
immer kommen möge: Frankreich ist und bleibt der nicht zu
übergehendeFaktor eines stark gerüsteten,konsolidierten und an

seiner Große hängenden Staates, der imstande ist, sein Gewicht in

jedeWagfchalezu werfen, die ihm richtig scheint. Noch hat es weit-

hin»die·Entscheidung über den Gang des ernsten weltpolitischen
Spiels in der Hand. Noch sind »die Anzeichen feiner Isolierung,
von denen vorher die Rede war, keine sich voll auswirkende Realität.

Nochhat es die Möglichkeit,in seltener Machtfülle den Dingen recht
weitgehend den von ihm gewollten Stempel auszudrücken.

Während diese großenEntscheidungen heranreisen, haben wir in

Deutschland unsere W ahlen gehabt und steht das. sranzösischeVolk
«

im regelmäßigen Turnus vor der Neuwahl der Kammer. Erst am

8. Mai wird ihre Zusammensetzung endgültig bekannt fein, und ein

oder zwei Wochen später wir-d eine neue Regierung an der Spitze
der französischenGeschicke stehen. Weitgehend wird in dem inter-

nationalen Milieu von Genf auf diese Zusammenhänge Rücksicht
genommen. Es steht zuviel auf dem Spiel, als daß nicht trotz ge-

wissen enttäuschendenSymptomen in den Vorbesprechungen von wich-
tigen Großmächten die Hoffnung gehegt würde, als könne sich der

französische Faktor und der französischeWille zur Gestaltung der

Dinge nach Überwindung der jetzigen Unsicherheit
doch noch in der Richtung auf Fortschritt und Zusiammens .

arbeit auswirken. Wir werden uns in Deutschland also auch
unsererseits auf diese Tendenzen einstellen und auch das absichtliche
Fernbleiben Tardieus von entscheidenden Genfer Verhandlungenents
sprechend deuten müssen. prophezeien ist müßig, zum mindesten
recht schwierig. Aber soviel läßt sich doch wohl sagen, daß es dies-

mal, anders als früher, kein unbefriedigendes Kompromiß oder eine

Teillösung geben kann. Wie die Dinge stehen, wäre es in der Tat

für Deutschland besser, keine Lösung, d. h. lieber einen Zwischen-
zustand im Rüstungsproblem und einen praktisch vertragslosen Zu-
stand hinsichtlich der Reparationen zu haben, als nochmals Verträge
zu unterschreiben, die nicht zu halten sind. Noch gibt es aber in

Deutschland trotz der Wirrnis unserer Zeit eine große M ehr-
heit, die gewillt ist, über einen Frieden in Ehren
als Mindestmaß nationaler Unabhängigkeit und

Aufstiegsmöglichkeit mit Frankreich erneut zu
verhandeln. Er muß in wichtigen Teilen des Versailler Vers -

trages das Alte, Unmögliche,Demütigende fallen lassen und ne ue.r

Entwicklung auf n e u e r Grundlage Raum geben. Roch müssen und
können wir, gemeinsam mit anderen Großmächten4darum kämpfen,
daß in diesem Frühjahr, in dem nach einem kürzlichen Wort des

Reichskanzlers Brüning deutsche Schicksalsprobleme wie in einem

Kulminationspunkt zusammenlaufen, die sranzösische
Politik zur Erkenntnis kommt, daß es in Frankreichs Interesse selber
liegt, den Kurs zu wechselnl

Deutschlands Gesagte undAbsatzländer1931
Von Prof

Der deutsche Außenhandelweist im Jahre 1931 einen Aus-
fuhrüberschußin einer bisher noch nie dagewesenen Höhe auf: die

Aus-fuhrhat in diesem Jahr um etwa 2,9 Milliarden RM. über
der Einsuhr gelegen. Vergegenwärtigen wir uns, daß seit 1887 zum
erstenmal 1926 wieder im deutschen
Außenhandel eine aktive Handels-
bilanz erzielt wurde (Aussuhrüber-
schuß413 Millionen RM.), daß dann

1927 und 1928 wiederum hohe
Einsuhrüberschüsse(Z,4 bzw. 2 Mil-
liarden RM.) aufwiesen und 1929
(56 Millionen RM. Aktivsaldo) den

WM U U »-
Whlsnchüuöenkundelmchlandem

Umschwung von der passiven zur ak-
tiven Handelsbilanz brachte. 1930
wurde dann ein Ausführüberschuß in
der beachtlichen Höhe von 1,8 Mil-
liarden RM. erzielt, und im Be-

richtsjahr konnte nach einer beispiel-
losen Exportanstrengung obengenannter
Rekordüberschußherausgeholt werden. «- !-

Diese Leistung ist um so mehr zu h- EWM .

würdigen,als infolge der Weltwirts
,

—-

schaftskrise höchstungünstige Voraus- MMM
- belqich

Letzungengegebenwaren: Der Welt-
andel weist in diesem Krisenjahr «

eine starke Schrumpfung auf. VIme "

Der deutscheAußenhandel hat sich ?

in seinem Volumen ebenfalls nicht
auf der bisherigen Höhehalten können.
1929 war der höchste Umsatz mit
27 Milliarden RM. erreicht. 1930
ergab sich für Eins und Ausfuhr zu-

kommenein Betrag von 22,4 Mil-
iarden und.1931 nur noch ein solcher

von 16,3 Milliarden RM. Was sich
in diesem Zahlenrüekgang spiegelt,
ist aber nicht allein Umfang-
verminderung, sondern zum be-
trächtlichen Teil Preissturz. Der

D

Australien Afrik-

fPoeuischlsinctsKunden und Uefekonten

. Dr. Rürbs .

Rückgang der Preise ist sogar an der Abwärtsbewegung stärker be-

teiligt, als der Rückgang der Mengen. Festzustellen ist auch, daß die

Einsuhr stärker als die Ausfuhr betroffen ist. Ergibt sich bei der

Einsuhr 1951 nominal gegen 1929 ein Absinken auf etwa die Hälfte,
so beträgt der tatsächliche Rückgang,
der Mengenschwund, nur etwa 22 v. H.
Bei der Ausfuhr ist die Verminde-

rung noch geringer, sie ist mit 12 v.H.
anzunehmen (1929 = 100 gesetzt).

Angesichts der Schwere der De-

pression ist der erzielte deutsche Ex-
port eine beachtliche Leistung. Die

Weltwirtschaftskrise lastet auf allen

Ländern der Welt und hat eine nicht
zu unterschätzende Beeinträchtigung
der Kaufkraft gezeitigt. Hinzu kommt,
daß allenthalben der Protektionismus
wieder auferstanden ist. Vorbei ist
die Periode der internationalen Be-

mühungen, den Welthandel zu er-

leichtern. Diese wurde durch das aus
der Weltwirtfchaftskonserenz ab-

geschlossene Jnternationale Abkommen
vom 8. November 1927 eingeleitet,
das ja bekanntlich Verbote und Be-

schränkungenfür die Eins und Aus-

fuhr abschaffen wollte. Den Höhe-
punkt dieser Epoche markiert die mit

so. großen Hoffnungen im Frühjahr
1930 abgehaltene Zollfriedenskon-
ferenz, die leider fehlschlug und nur

einen einjährigen Waffenstillstand
brachte. Nach Ablauf dieser Atem-

pause mußte dann im Frühjahr 193·1
die Genfer Wirtschaftskonferenz die

Feststellung treffen, daß die Be-

mühungen zu keinem Ergebnis ge-
ührt hätten. Da seither die Krife
ch immer mehr verschärfthat, ist es

III Eh -
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Mindien
»

Modell-Indien Mit-feil
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nicht verwunderlich, daß die zahl der

Staaten, die immer neue Hemmnisse
der Einfuhr fremder Waren entgegen-
stellen, anwächst. Und so ist die Aus-

Die Veränderungen
in der deutschen Ausfuhr

tung Außereuropas für den deutschen
Außenhandel weiter zurückgegangen.
Bei der Einfuhr ist bei Amerika ein
weiteres Absinken festzustellen zu-

breitungchderdeutschen Warenausfuhr
oder au nur ihre Behauptung im

wesentlichen von vier Gefahrenpunkten

bedroht,dickeIsich allerdings nicht alle 19«-o
ur prüngli gegen die Wareneinfuhr ·

richteten. Leider aber wirken in dieser Nlederlönde
Richtung auch Maßnahmen oder Er-

eignisse, die zunächst anderen Beweg-
gründen entsprangen oder andere

Ursachen hatten. Hierzu rechnen das

Abweichen vom Goldstandard in Groß-
britannien und einigen nordischen
Staaten, die Einführung einer De-

prelsrljck anq

England

Frankreich

visenbewirtschaftung in anderen Staa-
ten. Unmittelbar gegen die Einfuhr Bmemoslfm
ausländischer Waren richten sich das schwelz
gegen die direkten Zollerhöhungen in
einer ganzen Reihe von Ländern, die Belqien
für die deutsche Ausfuhr von Be- Hauen
deutung sind, fern-er die nicht mehr ..

seltenen Einfuhrverbote oder doch Danemakk
Einfuhrkontingentierungen für wich- Schweden
tige Exportwaren, wie sie beispiels- dsgl-reich
weise Frankreich und Belgien (so für
Kohlen) handhaben oder doch beab-

sichtigen.
Eine solch schwierige Situation

erfordert erhöhte handelspolitifche
Aktivität. Es ist ohne Zweifel, daß
die deutsche Handelspolitik die kriti-
sche Entwicklung mit größter Auf-

Russland
polen

Span

Ubnkuropa

merksamkeit verfolgt, und es ist zu
U«S« A«

hoffen, daß sie die der jeweiligen Lage skezjnen
adäquate Lösung finden wird. Er-

ANMHMMfreulsicherweise ist es bisher gelungen, Umdurchs Abschluß von Handelsverträgen
mit den meisten wichtigen Ländern

auf Grund der Meistbegünstigungdie

Voraussetzung für Exportmöglichkeiten
zu schaffen; nur so—erklärt fich, daß

Asien

Afrikq u.

Australien

Ausfuhr 1929 gunsten des Anteils Afiens. Von grö-
ßerer Bedeutung ist jedoch die Ver-

änderung bei der Ausfuhr. Amerika,
das normalerweise etwa 15 v.H. der

deutschen Ausfuhr aufnimmt, hat
1931 an der deutschen Ausfuhr nur

noch einen Anteil von 10 v.H. Auch
die Anteile von Asien, Afrika und

Australien zeigen starke Abschwächung.
Jm ersten Halbjahr 1931 hat die

Einfuhr 3,7 Milliarden RM., im
2. Halbjahr 2,9 Milliarden RM. be-

tragen. Sie ist also in der zweiten
Hälfte des Jahres noch weiter ab-

gesunken. Von »dem Einfuhrrückgang
von insgesamt Z,6 Milliarden RM.

gegenüber dem Vorfahr entfällt der

größere Teil, nämlich 2 Milliarden
RM., auf den preisrückgang der ein-

geführten Waren und nur 1,6 Mil-
liarden RM. auf tatsächlichen Men-

genrückgang.Auf die einzelnen Waren-

gruppen verteilt sich die Verminderung
wie folgt: 1,4 Milliarden RM. auf
Lebens- und Genußmittel (darunter
Futtermittel 215 Mill. RM., Ol-

früchte 210 Mill. RM., Molkerei-

erzeugnisse 188 Mill. RM., Brot-

getreide 129 Mill. RM., Rohtabak
sowie Kaffee, Tee, Kakao mit je
100 Mill. RM.), ferner Rohtextilien
464 Mill. RM., Erze und Metalle
538 Mill. RM., Holz 218 Mill. RM.,
Mineralöle 146 Mill. RM., Häute,
Felle, Leder sowie Garne mit je
136 Mill. RM. Relativ am stärksten
fällt der Ausfall bei Holz, Futter-
mitteln und Brotgetreide ins Gewicht,
er macht hier mehr als 50 v.H. aus,

sowie bei Erzen und Metallen, wo er

sich der Export so verhältnismäßig
gut behauptet hat. Das Einfügen des

präferenzfystems in, einige Handelsverträge (Rumänien, Ungarn)
und der Anfang März 1932 befchlossene ,,Obertarif«, d. h. eines

Generaltarifs, hauptsächlich als Kampfmittel für Verhandlungen
gedacht, beweisen, daß die deutsche handelspolitische Leitung sich
auch veränderten Situationen anzupassen vermag.

Der deutsche Außenhandel nach Wirtschafts-
gebieten.

Einfuhr —Ausfuhr Einfuhr Ausfuhr

wirtschaftsgebiete1931I1980 1931I1930 1931I19301931I1930
in Muen Reichsmark i.v.H.d·tein.Warenverkehrs

Europa insgefz 3764 5825 7778 9377 56,0 56,0 81,0 77,9
darunter:

Westeuropa 1130 1647 2589 3157 16,9 15,8 26,9 26,2
Nordeuropa 406 711 »963 1187 6,0 6,9 10,1 9,9
Niederlande..... 384 561 955 1206 5,7 5.4 10,0 10,0
Osteuropa .... .. 565 943 1153 1059 8,4 9,1 12,0 8,8
Südeuropa . . . . .. 604 862 1067 1370 9,0 8.3 11,0 11,4
Südosteuropa.... 674 1101 1053 1395 10,0 10,6 11,0 11,6

Außereuropa . 2964 4568 1821 2659 44,0 44,0 19,0 22,1
darunter:

Amerika . . . . . . « 1602 2544« 955 1512 23,8 24,5 9,9 12,6
Asien . . . . . . . . .. 833 1217 640 804 12,4 11,7 6,7 6,7
Afrika . . . . . . . . .. 345 528 184 268 5,1 5,1 1,9 2,2
Australien .... .. 145 234 36 65 2,2 2.3 0,4 0,5
Nicht ermittelt... 39 45 6 10

—

0,5 0,4 0,1 0,1

Insgesamt: 6727 10393 9599·12036 II 100 I100 100 I 100

Wie aus der vorstehenden übersicht zu ersehen ist, hat sich im

Berichtsjahr der Anteil Europas bei der Einfuhr auf derselben
beachtlichen Höhe gehalten wie im Vorjahr: 56 v. H. aller in Deutsch:
land eingeführten Waren stammen aus europäischenStaaten. Bei

der Ausfuhr hat sich der Anteil Europas wiederum gehoben, so daß
nunmehr mehr als vier Fünftel aller ausgeführtenWaren nach
europäischen Ländern gegangen sind. Demzufolge ist die Bedeu-
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40 v. H. ausmacht. Da auch in diesem
Jahr die Einfuhr von Kaffee, Tee,

Kakao beträchtlich zurückgegangenist, darf man wohl auf eine weit-
gehende Verbrauchseinschränkungschließen.

An dem Einfuhrrückgang ist Außereuropa prozentual ebenso
stark wie Europa beteiligt, absolut ist Europa mit einem

höheren Betrag ausgefallen: der Minderbezug aus europäischen
Staaten beträgt 2 Milliarden RM., bei Außereuropa 1,6 Mil-
liarden RM. Am stärksten ist die Einfuhr aus den Ver-

einigten Staaten zurückgegangen, um 516 Mill. RM. In
erheblich geringeren Mengen wurden von dort Baumwolle, Mineral-
öle, Kupfer und Holz eingeführt, während die Obsteinfuhr leichte
Zunahme aufweist. Besonders große Einbuße hat auch die Ein-

fuhr aus dem französischen Zollgebiet erlitten (229 Mill.

RM.). Hier verteilt sich der Rückgang hauptsächlich auf Textil-
waren, Erze und Metalle und Obst. Den nächsthöchstenRückgang
weist die Einfuhr aus Argentinien (194 Mill. RM.) auf;
hiervon sind hauptsächlich Getreide, Wolle, Häute und Felle be-

troffen. Auch der Bezug aus Großbritannien zeigt starke
Einbuße (um 186 Mill. RM., davon insbesondere Garne und

Gewebe). Die Einfuhr aus den N i e d e r l a n d e n ist um 177 Mill.
RM. gesunken. Es folgen dann nach der Höhe des Rückgangs
Brit.-Jndien, Schweden, Rumänien, Sowjets
union, Polen-Danzig und mit mehr oder weniger großen
Beträgen sämtliche Staaten.

Die Ausfuhr zeigt gegenüber dem Vorfahr eine Abfchwächung
um 2,5 Milliarden RM., wovon auf den Preisrückgang l,4 Mil-
liarden RM. und auf den Mengmrückgang nicht viel mehr als

l Milliarde RM. entfallen. Die Ausfuhr hat aus der Vorwis-

eindeckung derjenigen Länder, die ihre Zolltarife heraufgesetzt haben,
in den letzten Monaten eine gewisse künstlicheBelebung erfahren.
Die Abschwächungverteilt sich auf die meisten Positionen; vor allem

sind betroffen Eisenwaren (Rückgang um 315 Mill. RM.), Textil-
waren (257 Mill. RM.), Maschinen (217 Mill. RM.), chemikalische
Rohstoffe und Erzeugnisse (218 Mill. RM.), Nahrungsmittel
(187 Mill. RM.), Kohlen und Koks (154 Mill. RM.), Waren aus

unedlen Metallen (109 Mill. RM.). Den relativ stärkstenRückgang
weisen folgende Waren auf-: Musikinstrumente, Uhren, Erzeugnisse
der- Feinmechanik (um 30 v.H.), Erze und Metalle sowie Roh-
textilien (um je 29 v.H.), Nahrungsmittel (28 v.H.), Häute und

Felle (27 v.H.) und pelzwaren (25 v.H.).
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Wie bereits gesagt, ist an dem Ausfuhrrückgang relativ Außer-
europa stärker als Europa beteiligt. In der Reihe der Abnehmer
hat das französischezollgebiet die erste Stelle an Groß-
britannien wieder abtreten müssen, nimmt aber noch die

zweite Stelle, knapp vor den Niederlanden, ein, die an die
dritte Stelle getreten sind. Zum viertgrößten Abnehmer hat sich die
S owjetunion entwickelt. 8 v.H. der gesamten deutschen Aus-

fuhr sind nach dort gegangen. Damit hat diese wieder in etwa den
Anteil erreicht, den das Vorkriegsrußland einnahm: 1915 wurden

8,7 v.H. der deutschen Ausfuhr nach Rußland (ausschließlichFinns
land) abgesetzt. Allerdings weist der heutige Export nach der

Sowjetunion eine grundverschiedene Zusammensetzung gegenüber
dem Vorkriegsexport nach Rußland sauf: heute handelt es sich vor-

zugsweise um Einrichtungsmaterial für industrielle Anlagen und

Kraftwerke, Maschinen, insbesondere auch« Werkzeugmaschinen,
ferner Metalle und Erze aller Art, vorzugsweise Stahl und Eisen,
kurz produktionsmittel, währen-d vor dem Krieg in erster Linie

Verbrauchs- und Tuxuswaren nach Rußland gingen. Dsie Höhe des

diesjährigen Exports zeigt eindrucksvoll die Intensität der In-
dustrialisierung Rußlands; es ist bekannt, daß der Export in dieser
Höhe erst durch den Ausbau der Reichs- und Ländergarantien für
Rußlandgefchäfte ermöglicht worden ist.

Gruppiert man die Staaten nach Wirtschaftsgruppen, so zeigt
sich, daß innerhalb Europas Westeuropa bei weitem wieder
der wichtigste Abnehmer Deutschlands ist: mehr als ein Viertel des

gesamten deutschen Exportes richtet sich nach diesen Ländern. An
die zweite Stelle aber ist in diesem Jahre Osteuropa getreten,
das 12 v.H. der deutschen Ausfuhr aufgenommen hat. Es folgen
mit gleichen Anteilen (11 v.H.) Südeuropa und Südosts
europa, sodann — wiederum annähernd mit gleichen Anteilen
(10 v.H.) — Nordeuropa und die Riederlan-de. Der

ganze amerikanische Kontinent folgt erst dann mit einem
etwas kleineren Anteil als die Niederlande oder Nordeuropa allein.
Jn weitem Abstand ist dann Asien der zweitwichtigste, außer-
europäische Abnehmer, in weiten Abständen gefolgt von Asrika
und Australien.

Die wirtschaftlichenBeziehungenSüdoiieuropaszu Deutschland
Von Dr. Walter Hoffmann, o. Professor an der Sächs.Bergakademie Frieiberg

Wenn man die deutsche Handelsbilanz auf die wirtschaftlichen
Beziehungen Deutschlands zu den Südoftstaaten hin untersucht, so
wird man leicht geneigt sein, diese zu unterschätzen. Denn nur be-

scheiden ist der Prozentsatz, mit dem die Königreiche Bulgarien,
Jugoslawien und Rumänien an »dem Außenhandel Deutschlands be-

teiligt sind. Für die Jahre 1925—19Zo ergibt sich für den reinen

Warenverkehr folgendes Bild in Millionen Mark:

1925 1926 l927 i928

E1)AI)EAEAEA

1929 i930

EIA E A

Bulgarien:... 40 49 35 29 50 Zi 5i 36 5i as 59 23

Iugoslawien:. 83 UZ si iza 72 US 66 Hi as i52 75 i72
Rumänien:... 93 He isii i35 243 i62188 UZ Zu rat 237 i37

, Handelsstatistik der füdosteuropäischenLänder selbst ein.

Südosteuropa
insgesamt: . 2i6 279 270 Zoo 365 Zog 305 326 323 Zai ZU 332

Gesamthandel
Deutschlands
in Milliarden
Mark « - s - - · i2-4 9i310s0i0i414i2 l0-8fH-H2-0s(3,513-5i0-4 12s0

. Frage.

Anteil Südosts
europas am

deutschenGes
samthandel
in 0-0:..... i,9 "2,8 2,6 2,9 2,6 2,9 2,2 2,7 2,4 2,7 Z,6 2,7

Wir fehen also, daß Südosteuropaim Jahre 1925 mit 1,9 v.H.,
1930 mit Z,6 v.H. am Werte der deutschen Einfuhr beteiligt war,
während der Anteil Südofteuropas an der deutschen Ausfuhr
»2,9v.H. des Wertes der Gesamtausfuhr nie überschritten hat.

Die deutsche Einfuhr »aus Südosteuropa besteht zum weitaus
größten Teil aus Lebensmitteln, Vieh oder Rohstoffen. Es betrug
nun die deutsche Gesainteinfuhr an lebenidem Vieh und Lebens-

mitteln i929: Z,97, 19Zo: 3,09 Milliarden RM. Daran waren

beteiligtRumänien mit 139 (1929) bzw. 167 (19Zo) Millionen, oder

mit ·Z,5bzw. 5,4 v.H., Jugoslawien mit 21 (1929) bzw. 37 (1930)
Millionen oder mit 0,5 bzw. 1,2 v. H., Bulgarien mit 22 (192,9) bzw.
29 .(1933·0)·Millionen oder mit 0,5 bzw. 0,9 v.H. Der Anteil der
drei Konigreiche insgesamt stieg alfo von 4,5 v.H. auf 7,5 v.H.
des Wertes der deutschen Gesamteinfuhr an leben-den Tieren und

Lebensmitteln Das ist um so beachtlicher, weil fast alle übrigen
Zaiider(mit Ausnahme von Norwegen, Rußland, Tettland, Titauen,
Spanien und Österreich) einen z. T. empfindlichen Rückgang in

dieser»»Warengruppeaufzuweisen hatten. So ist z. B. der außer-
eiiropaischeJmport in dieser Gruppe von 47,3 v.H. auf 59 v.H.
ziiruckgegangen.«Was weiter die deutsche Einfuhr an Rohstoffen
betrifft, so ist in der Gesamteinfuhr ein noch stärkerer Rückgang,
von 7,2 auf 5,5 «Milliarden,festzustellen. Trotzdem konnte die süd-
osteuropäischeEinfuhr sich 1930 fast auf der Höhe von 1929 be-

haupten, so daß der wertmäßige Anteil sich von 1,8 v.H. auf
2,»kxv.H. erhöhte. Es ergibt sich somit die Tatsache, daß die drei
Lander in den letzten Jahren an ider Versorguiig Deutschlands in

sehr erheblichem Umfange beteiligt waren, und ihr Anteil am Werte
der deutschen Gesssamteinfuhr von Rohstoffen »von 1929 bis 1930 um

I) B -—— Einfuhr, A - Ausfuhr.

ZZv.H. bzw. bei Lebensmitteln usw. sogar um 66 v.H. steigen
onnte.

- Anders steht les mit der deutschen Ausfuhr nach Südosteuropa.
Sie ist von 1925 bis 1950 nur um 24 v.H. gestiegen, relativ an

der gesamten deutschen Ausfuhr gemessen von 2,8 v.H. auf 2,7 v.H.
zurückgegangen. Liediglich der Export nach Jugoslawien zeigt eine

stärker steigende Tendenz, während Bulgarien 1930 gegenüber 1929
einen Rückgang von 50 v.H. und Rumänien einen solch-en in

geringerer Höhe aufzuweisen hatte. Deutschlands bester Kunde von

den drei Ländern ist somit Jugoslawien geworden2), während es bis

dahin Rumänien war. Der größte Lieferant ist Rumänien, hinter
dem in sehr großemxAbstand Jugoslawien und fast mit derselben
Summe Bulgarien folgen.

Eine wesentlich andere Stellung nimmt Deutschland in der

Hier spielt
es allenthalben eine maßgebende,ja fast durchweg die führende Rolle.

Jm Außenhandel Bulgariens steht es in Eins und Ausfuhr an

erster Stelle. Deutschland ist mit 2Z,21 v.H. am Jmport und mit

26,18 v.H. am Export beteiligt. Jm Jmport folgt 1930 Italien
mit 1Z,58 v. H. an zweiter Stelle, die Tschechoslowakei mit 9,Z7 v.H.
an dritter Stelle. Von Bedeutung sind noch Frankreich mit

9,26 v.H. und England mit 8,19 v.H. Unter den bulgarischen
Ausfuhrgütern nimmt der Tabak den ersten Platz ein. Einer der

besten Käufer ist Deutschland; weiter kommen polen, Tfchecho-
slowakei, Osterresich, Italien und Ungarn als Abnehmer in

Ein wertvoller Exportartikel Bulgariens ist weiter Mais,
dessen Ausfuhr vor allem von Deutschland, Österreich, Griechen-
land und Italien aufgenommen wird. Stark gewachsen ist die Aus-

fuhr von Eiern; 1911 betrug ihr Anteil an dem Gesamtexport
7 v.H., 1930: 14 v.H. Den größten Teil nimmt Deutschland ab,
dessen zweiter Eierlieferant Bulgarien nach Holland heute geworden
ist. Die Ausfuhr von Rosenöl macht noch etwa Z v.H. des Gesamt-
wertes der Ausfuhr aus; zum überwiegendenTeil geht sie nach
Frankreich. Früchte und Gemüse aus Bulgarien finden in immer

zunehmenden Maße ihren Markt in Deutschland. In der Einfuhr
sind Textilien, Metalle und Erzeugnisse der Metallindustrie,
Maschinen, Instrumente, Apparate Öle,. Leder, Fahrzeuge und

chemische Produkte die wichtigsten Handelsgüter.Metalle und Er-

zeugnisse der Metallindustrie sowie Maschinen usw. liefern vor

allem Deutschland, die Tschechoslowakei, Amerika und Österreich.
Textilien kommen von Italien, England, Tschechoslowakei,Deutsch-
land und Frankreich. Als Einfiihrländer für chemische produkte
sind England, Deutschland und Belgien zu nennen.

Der Hauptartikel der jugoslawischen Ausfuhr ist Holz; mehr
als den fünften Teil des Wertes und fast die Hälfte der «Menge
der Ausfuhr macht sein Anteil aus. Die wichtigsten Bezugsländer
sind die Mittelmeesrländer; mehr als ein Drittel des Holzexportes
geht nach Italien, weiter spielen für den Export nach Italien Eier,
Rindvieh, Mais, Geflügel und Gemüse eine wichtige Rolle. Italien
ift heute »der beste Kunde Iugoslawiens, sein Anteil am jugo-
slawischen Export beträgt mehr als ein Viertel des Wertes der Ge-
sanitausfuhr. Eine bedeutsame iMenge nimmt »auchÖsterreich mit

17,7 v.H. ab. Dann folgt Deutschland mit 11,7 v.H Maßgebend
— mit rund 75 v.H. — ist Deutschland an der Kupferausfuhr
Jugoslawiens beteiligt. Weiter nimmt Deutschland Eier, Früchte
und Geflügel auf. Bescheiden ift der Anteil des führen-denImport-
landes, der Tschechoslowakei, die mit 8,2 v.H. an der Ausfuhr,
aber mit 17,6 v.H. an der Einfuhr beteiligt ift. Der Löwenanteil

seines Importes nach Jugoslawien entfällt auf Textilien aller Art.

I) Zu beachten ist, daß dfiööSteigerung
mit auf Repatattonolieserungen zurück-

zuführen ist. Sie betrugen Jugoslawien 1928: 29,7, 1929: 58,1, 1930: 69,2
Millionen Mark, für Rumänien 1928: 10,6, 1929: 20,6, 1930: 4,7 Millionen Mark.
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Weiter sind Schuhe, Leder, Papier, Glas, Porzellan von Bedeutung.
Deutschland, das sich den zweiten Platz mit 17,55 v.H. erobert hat,
führt Maschinen, Instrumente, Textilien, Farben und Kohle sowie
Eisen und Eisenwaren ein. Osterreichs Einfuhr mit 16,82 v.H.
erstreckt sich vor allem auf Textilien, Eisen und Eisenwaren, Ma-

schinen und Papier. Italiens Anteil beläuft sich auf 11,2 v.H.
Frankreich und England spielen in sder jugoslawischen Handels-
bilanz nur eine bescheidene Rolle.

Jn der rumänischen Handelsbilanz steht Deutschland im Im-
port und Export wiederum an der führenden Stelle; 25 v.H. der

Einfuhr und fast ein Fünftel der Ausfuhr fallen auf einen An-
teil. Weitere größere Kunden Rumäniens sind Italie , England,
Osterreich und Ungarn. Die Tschechoslowakei und Frankreich be-

gnügen sich mit 7 v.H. bzw. 6,9 v.H. In der Einfuhr folgt da-

gegen die Tschechoslowakei hinter Deutschland mit 14,6 v.H. an

zweiter Stelle. Osterreich hat 11,6 v.H., England 8,1 v.H., Frank-
reich 7,4 v.H. Anteil. Die wichtigsten Ausfuhriartikel Altrumäniens
waren Getreide und Erdöl, die 1915 mehr als vier Fünftel des

Gesamtwertes der Ausfuhr ausmachten. Für Großrumänien sind
beide ebenfalls noch bedeutungsvoll, wenn auch der Anteil des Ge-

treides gegenüberder Vorkriegszeit zurückgegangen ist. Im Jahre
1930 ging etwa ein Drittel der Weizenausfuhr nach Italien, der

Rest verteilte sich vor allem auf Belgien, Frankreich, Deutschland
und Holland. Die Maiseinfuhr bliebbis 1926 ebenfalls unter dem

Vorkriegsdurchschnitt;—1926 wurden etwa zwei Drittel der Vor-

kriegsmenge erreicht. Ie ein Viertel der Ausfuhr des Jahres 1930
wurde nach Deutschland und Italien verfrachtet. Stark gestiegen
ist dagegen die Gerstenausfuhr. Sie betrug 1930 über 1,4 Millionen
Tonnen und wurde fast zur Hälfte von Deutschland aufgenommen,
das auch in den Vorfahren der wichtigste Käufer rumänischer Gerste
war. In Petroleum und Petroleumprodukten konnte der Ex ort
bereits 1926 wesentlich über die Vorkriegsjahre gesteigert wer en.

Die Ausführzahlen sind für 1927: 1,9, 1928: 2,Z, 19292 2,8 und

1930: Z,8, alles in Millionen Tonnen. ZZ v.H. der Ausfuhr an

Petroleum nahmen zu ungefähr gleichen Teilen Italien und Eng-
land, mehr als 10 v.H. Ägypten und etwa 10 v.H.-Frankreich auf.
Weiter kommen Holz und Vieh als wichtigste Ausfuhrgüter in

Frage. Hauptabnehmer für Hol sind Ungarn, Griechenland,
Ägypten, Italien und Polen, für ieh vor alle Osterreich Den

größten Teil an der Einfuhr haben Textilien aus Pflanzenstoffen.
Die wichtig ten Lieferanten sind Italien, die Tschechoslowakei,
Österreich, ngland und Polen, die zusammen über drei Viertel
des gesamten Importes decken. Der deutsche Anteil ist kleiner als

der eines dieser Länder. Den zweiten Platz nimmt immer noch die

Gruppe Eisen und Eisenwaren ein. Hier hat Deutschland die

Führung, an zweiter Stelle steht die Tschechoslowakei; dann folgen
Österreich und Polen. Apparate, Maschinen und Instrumente
kommen zum größten Teil aus Deutschland; größere Mengen
liefern Osterreich die Vereinigten Staaten und die Tschechoslowakei.
Bedeutend ist schließlichnoch die Einfuhr von Wollwaren. Die
wichtigsten Bezugsländer sind Deutschland, die Tschechoslowakei,
Osterreich, Frankreich und Polen. -

Deutschland ist somit unbestritten heute das wichtigste Bezugs-
und Absatzland der Länder Südosteuropasz sein Anteil ist sogar
noch größer als der in den amtlichen Statistiken errechnete, da ein
Teil der in den Ausweisen für andere Länder ausgewiesenen
Mengen zweifellos für Deutschland anzurechnen find. Eine Er-
fassung dieser Durchführgüter ist aber mangels Unterlagen nicht
möglich.In allen drei Ländern sind Textilerzeugnisse das wichtigste
Einführgut. Interessant ist es nun, daß Deutschland in diesen
Artikeln in keinem Land an führender Stelle steht. Wiederholte
Rückfragen in den Ländern selbst hatten das Ergebnis, daß zwar die
Qualität des deutschen Erzeugnisses anerkannt wurde, daß aber
sowohl die Preisgestaltung wie auch die Geschmacksrichtung dem
heimischen Bedarf zu wenig Rechnung trügen.

Nun ist ja infolge der gewaltigen Wirtschaftskrise, unter der
nicht nur die drei Königreiche,sondern die Agrarstaaten im Donau-

bseckenüberhaupt zu leiden haben, die Kaufkraft der Bevölkerung
nicht allzu groß. Frankreich hat bisher mit Anleihen und Sub-

ventionen zu helfen versucht, ohne die Situation damit bessern zu
können.Denn wie ich bereits in meinem kürzlich erschienenen Buch
uber ,,Südosteuropa«dargelegt habe, ist das Südostproblem kein
reines Finanz- oder Kreditproblem, sondern ein Absatzproblsem. Die
Länder brauchen in erster Linie Absatz für ihre Agrarprodukte.
lcredite würden vielleicht eine vorübergehende Linderung, nie aber
eine dauernde Heilung bringen können, ja, die Gefahr ist nicht von

der Hand zu weisen, daß sich Kredite infolge der wahrscheinlichen
Überproduktion ungünstig und für die Landwirtschaft sogar gefahrvoll
auswirken. So kommt alles nur auf die Lösung der Absatzfrage an.

Deutschland, das heute schon u den besten Kunden der Länder zählt,
könnte zum Nachteil seiner «berseelieferantennoch größereMengen
aufnehmen; doch hat Deutschland selbst eine recht bedeutsame Land-

wirtschaft, deren wirtschaftliche Lage keinesfalls besonders günstig
ist. Vielleicht dürften nach gewissen Umstellungen in der deutschen«
sLandwirt--«chaftdiese Gründe weniger stichhaltig sein. Und was die

Agrareinfuhr aus Übersee anlangt, so scheint hier ein gewisser Aus-
gleich möglich, der für die deutschen Überseebeziehungentragbar
wäre, für die Handelsbilanz der Länder Südosteuropas aber schon
eine wesentliche Bedeutung haben und der Agrarfrage eine- nicht
zu unterschätzendeEntlastung bringen würde» Wohl als einer der

ersten Politiker Deutschlands hat der jetzige Finanzminister Dietrich
in einer Sitzung des Industrie- und Handelstages und auch bei
anderen Gelegenheiten aus einen besseren Ausgleich der Interessen
auf dem Gebiete der Versorgung mit landwirtschaftlichen Produkten
in der deutschen Handelsbilanz hingewiesen und einer stärkeren Be-

rücksichtigungSüdosteuropas das Wort geredet. Bei allen Fragen
zur Lösung des Südostproblems wird also Deutschland eine sehr
maßgebendeRolle zu spielen haben, und wenn es Frankreichs ehr-
licher Wille ist, zu helfen, nicht aber napoleonische Kontinentals

. politik zu treiben, so wird es im Interesse des Südostens Europas
der Mitarbeit Deutschlands nicht entraten können. Die Lösung des

Südostproblemsist kein politisches, kein rein finanzielles, sondern
ein Absatzproblem. Gelingt sie, so ist der erste Baustein zur euros

päischen Gemeinschaftsarbeit gesetzt.

Der Berabau in der Wirtschaftstrise
Von Heinrich Löffler, Direktor des Reichskohlenverbandes

Der deutsche Kohlenbergbau ist sehr hart-von der Wirtschafts-
krise betroffen worden. Besonders schwer wurde der Steinkohlens
bergbau mitgenommen. Man muß die Produktionsstatistik viele

Jahre zurück, bis über die Vorkriegszeit hinaus verfolgen,um

einen gleichen Tiefstand der Erzeugung festzustellen, swie ihn der

Steinkohlenbergbau 1951 zu verzeichnen hat. Dem Braunkohlens
bergbau ist es nicht so schlimm ergangen. Auch seine Produktion
hat gegen die letzten Jahre einen Rückschlagerlitten, aber sie stand
immer noch annähernd auf der Höhe von 1927, besonders aber hoch
über der enigen von 1913. Im Steinkohlenbergbau hingegen
wurde die Produktion des letzten vollen Vorkriegsjahres weit
unterschritten. Fast katastrophal ist der Produktionsrückgang im

rößten deutschen Kohlengebiet, im Ruhrbeckem Die nachstehendeäabelleunterrichtet zunächst über die Gesamtproduktion im Jetzigen
Staatsgebiet in Millionen Tonnen:

Jahr Steinkohle Koks Braunkohle Braunkohlenbriketts

1913 14o,75 31,66 -87,22 21,97
1929 163,44

-

39,42 174,45 42,13
1930 142,69 32,45 146,01 38,99
1931 118,62 22,70

«

133,21 32,43

Auch die Zahlen für 1915 beziehen sich auf den Bergbau im

jetzigen Staatsgebiet und ohne das Saarrevier. Die Tabelle zeigt,
daß die Steinkohlenförderung 1931 15,7 v.H. und die Kokss

, erzeugung 28,Z v.H. niedriger war als 1913. Die Braunkohleni
förderung hingegen war ZZ,7 v.H. und die Braunkohlenbriketts

IZE

erzeugung Z2,1"v.H. höher als 1915. Der Braunkohlenbergbau
hat auf dem Binnenniarkt einen wahren Siegeszug gegen den

Steinkohlenbergbau angetreten. Begünstigt wurde diese Entwick-

lung zum Nachteil der Steinkohle durch den Versailler Vertrag.
Einmal wurden Steinkohle gewinnende Gebiete von Deutschland

getrennt, und dann verpflichtete dieser Vertrag zu großen Liefe-
rungen von Steinkohle und Koks an die früheren Gegner, ohne
«Rücksichtauf die Produktion und den Eigenbedarf. Großer Brenn-

stoffmangelwar die Folge. In dieser Zeit hat sich der Braun-

kohlenbergbau sehr stark ausgedehnt und seine Produktion fand
auf dem deutschen Innenmarkt als Ersatz für die fehlende Stein-

kohle konkurrenzlosen Absatz. Das ist für den Braunkohlenbergbau
zu einem dauernden Vorteil geworden.

Die höchste und bis dahin unerreichte Produktion erzielte der

deutsche Kohlenbergbau 1929. Ein starker Rückschlagmachte sich
schon 1930 geltend, der sich 1931 lawinenartig fortgesetzt hat. Der

Produktionsrückgang in 1931 gegen 1929 beträgt: Steinkohle 44,82
Millionen Tonnen = 27,4 v.H» Koks 16,72 Millionen Tonnen
= 42,41 v.H» Braunkohle 4149 Millionen Tonnen = 23,63 v.H.
und Braunkohlenbriketts 9,7 Millionen Tonnen= 2Z,02 v.H. Auf-
fallend hoch ist die Kokserzeugung gesunken, und die herabgedrückte
Produktion konnte leider noch nicht einmal voll abgesetzt werden.
Am Iahresschluß lagerten 6,3 Millionen Tonnen Koks in den

Erzeugungsgebieten. Allein im Ruhrgebiet, das im Durchschnitt
85 v.H. des deutschen Zechenkoks erzeugt, beliefen sich am Jahres-
schluß die Koksvorräte auf 5,51 Millionen Tonnen. Darüber hin-
aus lagerten auch noch 5,3 Millionen Tonnen Steinkohle und

1,34« Millionen Tonnen Braunkohlenbriketts unabgesetzt in den
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Erzeugungsbezirken. Der Wert dieser Haldenbestände kann ohne
zu übertreiben auf 220 Millionen Mark geschätztwerden.

Die folgende Tabelle unterrichtet über die Steinkohlenförderung
der einzelnen Reviere in 1000 Tonnen:

Ober- Nieder- Nieder-

schtesien schlesien Rachen Sachsen sachsen
Jahr Ruhrrevier

1913 114 183
1929 123 608
1930 107 183
1931 85 627

11 091 5 552 2 265 5 445 1 231
21 996 6 091 6 040 4 167 1 542
17 961 5 744 6 721 3 551 1 531
16 792 4 545 7 094 3 140 I 436

Ein Vergleich zeigt, idaß die Steinkohlensörderung der ein-
zelnen Reviere —

ausgenommen nur Sachsen, dessen Bergbau keine

lange Lebensdauer mehr hat —- 1929 wesentlich über derjenigen
von 1913 gestanden hat. Jm Jahre 1930 unterschritt aber schon
der Ruhrbergbau die Förderung von 1913 um rund 7 Millionen
Tonnen, während »die anderen Reviere —- Sachsen auch hier aus-

genommen
— noch eine höhere Förderung hatten. Der Förder-

rückgangim Jahre 1931 gegen 1929 ist sehr stark. Nur das Kohlen-
becken bei Aachen konnte als ein in der Entfaltung begriffenes
Revier seine Kohlenförderung auch in dem Krisenjahr 1931 steigern.
Jn den anderen Revieren ging idie Förderung gegen 1929 wie folgt
zurück-. Ruhrrevier Zo,8 v.H., Oberschlesien 23,6 v.H., Nieder-

schlesien 25,4 v.H., Sachsen 24,6 v.H. und Niedersachsen 6,7 v.H.
Nur das Aachener Revier konnte 1931 gegen 1929 seine Förderung
um 17,3 v.H. erhöhen.

Rachstehende Tabelle unterrichtet über die Braunkohlenfördes
rung der einzelnen Reviere in 1000 Tonnen:

«

Zur deutschen Kohlenwirtschaft gehört als wichtiger Aktivs

posten der Handelsbilanz der KohlenaußenhandeL Auch er ist unter

der Wirkung der internationalen Wirtschaftskrise und der Geld-

entwertung in verschiedenen Ländern rückgängig gewesen. Seine

Entwicklung ist aus dieser Tabelle in 1000 Tonnen ersichtlich:

Ausfuhr Einfuhr
Jahr - Braunkohlen-- - —

Steinkohle Koks brikmz Steinkohle Koks Braunkohle

1929 27 901 10 657 I 987 S 478 548 2 921
1930 25 519 «7982

.
1 706 5 840 601 2 283

1931 23 933 6 223 1 949 5 000 809 1 860

Die Ausfuhrziffern verstehen sich einschließlich Reparationss
kohlenlieferungen. Die Ausfuhr ist 1931 gegen 1929 zurückgegangen
um Z,968 Millionen Tonnen Steinkohle= 14,18 v.H. und um 4,4Z4
Millionen Tonnen Koks = 41,41 v. H. Die Braunkohlenbrikettausfuhr
hat sich annähernd stabil gehalten. Der starke Rückgang der Kokss

ausfuhr deutet aus die internationale Krise in der Eisen- und

Stahlindustrie hin. Durch sie wird der Ruhrbergbau fast nur allein

betroffen. Gegen die mit Deutschland auf dem internationalen
Kohlenmarkt im Wettbewerb stehenden Länder, besonders nachdem
sich England vom Goldstandard abgewandt hatte, konnte sich der

deutscheBergbau nur mit großen finanziellen Opfern behaupten. Die

Umlage des R-uhrkohlensyndikats, die zum Decken der Verlustverkäufe
im Ausland und in den bestrittenen Gebieten des Jnlands erhoben
wird, gibt dafür beachtenswerte Fingerzeige. Sie betrug im Juni
vergangenen Jahres 2,59 RM. für die Tonne Absatz auf Verkaufs-
beteiligung und 1,50 RM. für den Absatz au Verbrauchsbeteiligung.
Bis Dezember war sie dann auf Z,9-f R . bzw. 1,83 RM. an-

gestiegen. Verkaufsverträge nach dem Ausland waren vielfach
auf der Basis des englischen Pfundes
abgeschlossen, wodurch nach seiner Ent-

wertung große Verluste entstanden sind, die

vom Ruhvbergbau in Solidarität getragen
wurden und in iderHöhe der Umlage eben-

Jahr Ostelbien deskjkgkåädRheinland Bayern »

-

steif-kahle
1913 25 846 38 635 20 256 1 896 «

»H- H-is1929 47 476 70 779 53 704 2 696 s i
, »·-Jagd 89 740 56 693 47 364 2268 ; ...-.:"

s

-tut 35 748 53 078 42 573 1 864 ,- - «« i
;-

fl ,

« Abgesehen von Bayern stand die För-
derung von 1931 hoch über derjenigen von

1913. Gegen 1950 ist jedoch in allen Revieren
ein Produktionsrückgangfestzustellen. Gegen
1929 weist die letzte Jahresförderung sehr
starke Rückschlägeauf, die in Ostelbieii
2q.,7 v.H., Mitteldeutschland 25 v.H. und
im Rheinland 20,7 v. H. betragen. Jn ihrem
Urzustand kommt die Rohbraunkohle nur

wenig in den direkten Verbrauch. Sie wird
in der Hauptsache in elektrische Energie oder
Briketts umgewandelt. Als Brikett ist sie
ein beliebtes und handliches Hausbrandfeuers

-

falls ihren Ausdruck finden. Die Redensart,
fest wie die Bank von England, hat sich in
der Wirtschaftskrise durchaus als trügerisch
erwiesen. Die üblen Folgen der Pfund-

Wir-il
I1931
000-VI entwertung finden in der deutschen Kohlen-

» handelsbilanz für 1951 leider noch nicht
m1000TOMl0n ihren vollen Ausdruck, weil sie erst Ensde

September einsetzte. Sie werden sich im

laufenden Jahre weiterhin bemerkbar machen.

Die Brennstofseinfuhr ist 1931 ebenfalls
dem geringeren Verbrauch entsprechend
zurückgegangen.Die Steinkohleneinfuhr sank
gegen 1929 um 29,5 v.H. Und die Braun-

kohleneinfuhr aus der Tschechoslowakei, die
im Austausch gegen deutsche Steinkohle er-

folgt, ging um 36,3 v.H. zurück. Die

Kokseinfuhr hat sich gegen 1929 um

Z2,36 v.H. erhöht, obgleich die Bergwerkss
mittel. Die Entwicklung der Briketterzeugung - bezirke in den Koksvorräten zu ersticken
wird durch diese Tabelle in 1000 Tonnen

« 7",««"T««TC-T! drohen. Wenn in solchen Situationen Ein-

aufgezeigti Ostelblen kupmssssijlstlfsi«,.«.;;:«(ål7-s·süs»sk
-

«

griffe gegen den sonst freien Wettbewerb

HI« »Es-Stlomllts erfolgen, dann ist das, solange es noch nicht
« Wiss-

«

» HIHI «sss«"s- «"
- - e « «

- M«tt l- -. .

- .« «
» J» i-»;.«5— , zu einer internationalen Kohlenverstandigung

Jahr Ostelbien deutfchleandRheinland Bayern PHSDM;..-;«i-».·.·.lels-,Musik-H«s..k’—.--,»...Hille gekommen ist, nicht verwunderlich.
-

. ·«I.;ss;«"««ssgp»’!!!Its":;kis .

Schlimm ist es mit dem

Kohlenverbraigh1913 7135 8059 5825 75 s.z«—»«.«.«..«»h—»z.3-f«szsz....-fz»-,,-.3zf
x

7
- in Deutschlandbestellt. Jm Monatsdur -

1929 13 257 16 477 12 247 153
WMM
Hiisiiijiiiisssxss«·.«nis-'·Z-i"issjs«.jiåi.««»in-Y-« « « ' schmtt Den 1929 betrug dee Gesamtverbrauch

1930 10737 12 488 10 709 99 DMM .- -- .z »- , M nachUmrechnung aller Brennstoffe nach·dem

1931 9924 12 655 9824 51 Heizwert auf Steinkohle 14,01 Millionen

Die Briketterzeugunghat sich bis 1929 in einem ununter-

brochenenAufstieg bewegt. Sie erhöhte sich von 1915 bis 1929 in

Ostelbien um 85 v.H., Mitteldeutschland um 104,6 v. H» Rheinland
um 110,2 v.H. und in Bayern um 104 v.H. Jn 1950 und 1951 s

ging es denn auch mit der Braunkohlenbriketterzeugung abwärts.
Die Briketterzeugung weist 1931 gegen 1929 folgende Abnahme auf:
Ostelbien 25,1 v. H» Mitteldeutschland 23,2. v. H., Rheinland
19-8. v.H. und Bayern 66,6 v.H. Trotz alledem: der produktionss
stand des Braunkohlenbergbaues läßt erkennen, daß er einen Teil
der früheren Steinkohlenverbraucher des Jnlandes als Abnehmer
gewonnen hat. Der Braunkohlenbergbau hat in der Hauptsache nur

binnenwirtschaftliche Bedeutung, denn von seiner gesamten Brikett-

produktion, die sichv1951 auf 52,43 Millionen Tonnen belief, wurden

knapp 1,5 Millionen Tonnen = S v."H. exportiert. Die Rohkohle ist
ungeeignet zum Export infolge ihres hohen Wassergehaltes.

Tonnen, um im Monatsdurchschnitt von 1930

auf 11,25 Millionen Tonnen und 1951 auf 10,1 Millionen Tonnen

herabzusinken. Der Verbrauchsrückgangim letzten Jahre gegen 1929

beträgt 27,8 v..H. Der Verbrauch in den Wintermoiiaten November

und Dezember 1951 betrug 9,98 bzw. 8,94 Millionen Tonnen, lag
also noch unter dem monatsdurchschnittlichen Jahresverbrauch, was

auf die immer noch zunehmende Schärfe der Wirtschaftskrise zurück-
zuführen sein dürfte. Wie schon angedeutet, ist im Gesamtkohlen-
verbrauch die Braunkohle, nach dem Heizwert auf Steinkohle um-

gerechnet, enthalten. Der Steinkohlenverbrauch allein ist noch mehr
zurückgegangen. Er betrug im Monats-durchschnitt 1929: 10,7Z,

1930: 8,63 und 1931: 7,6 Millionen Tonnen. Das ist gegen 1929
ein Rückgang von rund 30 v.H.

Die dargestellte Entwicklung ist für die Bergarbeiter zu einer

Wirtschaftskatastrophe geworden. Jhre Löhne wurden durch Schieds-

XZS
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sprächeund Notverordnung herabgesetzt. So, um nur ein Beispiel
anzuführen, im Ruhrbergbau ab I. Januar 1951 um 6 v.H., ab

1. Oktober 1951 um 7 v.H. und durch die vierte Notverordnung ab
"

l. Januar 1932 um 10 v.H., so daß der Durchschnittslohn der

Ruhrbergarbeiter in der Schlicht aus 7 RM. herabgegangen
ist. Niemand darf nun aber auf die Jdee verfallen, den

Monatsbruttolohn errechnen zu wollen, indem er die Zahl
der Arbeitstage mit 7 multipliziert. Das wäre ein Trugschluß,
denn im Ruhrbergbau wurden im Laufe des vergangenen Jahres,

« .
um die ·pk0duk-
UON emzulchrankem

KanonalssserungIm berqbau
9 538 406 Feierschich-

steinkohlenprodukijonjeMannusmichtin ka: Dezembe-

ten oder je Arbeiter

1913 19251929 1

Z9,5 Feierschichten je
8 Stunden eingelegt.
Stundenkurzarbeit,

wie in anderen Be-

rufen, verbietet die

Eigenart des Berg-
baus. Eine Feier-
schicht ist immer

gleichbedeutend mit

dem Verlust eines

vollen Arbeitstages.
Lohnkürzungen und

Feierschichten haben
die Not in den Berg-
baugebieten sehr groß
werden lassen. Hin-
zu kommt der Beleg-
schaftsabbau. Im
Januar 1930 wur-

den im deutschen
Steinkohlenbergbau

551 184 Arbeiter be-

schäftigt, »aber im

Dezember 1931 nur

noch 333 202. Es

wurden also in 24Moi
naten 197 982 Stein-

kohIenbergarbeiter =

- Z7,2 v. H. »der Ge-

samtbelegschaft entlassen. Jm Braunkohlenbergbau ging die Zahl
der beschäftigten Arbeiter in derselben Zeit von 89 739 auf
69614 oder um 22,4 v. H. zurück. Der Beschäftigungsgrad im

Bergbau ist mehr als die Produktion gesunken. Gesteigerte Arbeits-

intensität, positive und negative Rationalisierung, mechanisierte
Kohlengewinnung und -för.derunghaben den Teistungseffekt, auf den

einzelnen Arbeiter berechnet, auf eine vor wenigen Jahren noch un-

geahnte Höhe emporsteigen lassen. Der Fördereffekt in den vier

größten Steinkohlenrevieren betrug je Mann und Schicht in Kilo:

Ruhr- Ober- Nieder-l gebiet l Rachen schlesien schlesien

Jahresdurchschnitt 1913 943 764 1 139 669

» 1925 946 709 1 154 660
» 1929 1 271 951 1 377 849

« 1930 1 352 983 1 434 866

Dezember . . . . . . . 1931 1 562 1 031 1 611 938

Der Fördereffekt
eines Arbeiters der

bergmännischen Be-

legschaft wies am

Jahresschluß 1951

gegendenDurchschnitt
von 1913 folgende
Zunahme auf: Ruhr-
gebiet 65,6 v. H»
Aachen 54,9 v. H.,
Oberschlesien 42,4
v. H. und Nieder-

schlesien 40,2 v. H.
Mit dieser Entwick-

lung begründen die

Bergarbeiter ihre
Forderungnach Ver-

kürzung der Arbeits-

zeit. Ferner fordern
sie für diese Zeit der

schweren Not das

Krümpersystem ein-

zuführen. Im nie-der-

schlesischen Stein-

kohlenrevier ist es

durch ein Abkommen

zwischen den Ge-

werkschaftesn und dem

Arbeitgeberverband
teilweise eingeführt
worden. Die damit

gemachten Erfahrun-
gen scheinen durch-
aus gut zu sein.
Von der Belegschaft geht allmonatlich ein Siebentel in Werksurlaub.
Dafür konnten aber bis jetzt 1800 Bergarbeiter, die zum Teil schon
gekündigt waren, in Arbeit gelassen bzw. neu eingestellt werden. Auf
weitere Einzelheiten kann hier nicht eingegangen werden. Richtig
scheint zu sein, daß die Menge der Rot dadurch nicht geringer,
aber, auf mehr Menschen verteilt, für den einzelnen erträglicher
wird. Es ist ein Notbehelf, der arbeitsgewohnte Menschen ab-

wechselnd von der Straße fort in Arbeit bringt und daher wie eine

Erlösung wirkt.

Der kohlenaussenhandel
’

deutschlands
Einsam-Aus-fuhr

sieinkohlenl
» s

Die sa,Z-Uroee Tut-Franken - Arm Wer-neu Höll-er

Jn der heutigen Zeit des Überangebotes an menschlicher
Arbeitskraft kann man sich kaum noch vorstellen, daß es einmal

Zeiten gegeben hat, in denen oberste Staatsweisheit gebot, mög-
lichst viele Men-

schen aus frem-
den Gebieten zur

—

»Peuplierun·g«(=
Bevölkerung) des

eigenen Landes

heranzuziehen.Der
Dreißigjährige,der
Polnisch - schwedis
sche und der Nor-

discheKrieg hatten
die preußischen
Lande stellenweise
tatsächlich zur
Wüstenei gemacht.
(Besondersdiepo-
len und die von

ihnen herbeigeru-

der Staatsleitung jeder Zustrom von Menschen lieb sein.
Konfessionelle Zwistigkeiten hatten preußen schon einmal wert-

volles, neues Menschenmaterial in den französischen Emigranten
geschenkt, die bei
der Aufhebung des
Edikts von Uantes
in Scharen aus der
alten Heimat aus-

wanderten. Spä-
ter, vor jetzt 200

Jahren,fandFried-
rich Wilhelm 1.,
derSoldatenkönig,
Anlaß zu weiteren

Besiedlungen.
Und wieder waren

religiöse Kämpfe
der Grund, daß
Preußen neue

Bürger gewann.
In den österreichi-

fenen Tartaren schenAlpenländern
hatten unmensch- .

« - -- war zwar die

lichgewiitetzallein «s
-

Reformation mit
aus Ostpreußen s -

. .
« » großer Strenge,

waren34000M9w klil lslstllI’4tli«lilli«1tli(HEFT-IFXIV
To .

mit Gelde Und

schen in tartarische WHJM WA«
-. »

-

.

..

.

. .

ARE-PMB - Leibesstrafen
Sklaverei gefuhrt Der erste Zug der Salzburger wird am Zo. April 1732 am Hallefchen Tor zu Berlin feierlich von der gesamten Untekdmcktwor«
worden.)So mußte Berliner Geistlichteit empfangen - ZeitgenössischeDarstellung, unbekannter Stechee den. Wiederholt
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hatten Austreibungen der Evangelischen stattgefunden, wobei es

sogar vorkam, daß man die Kinder der Vertriebenen gewaltsam
zurückhielt. Trotzdem war im Erzbistum Salzburg das evan-

gelische Bekenntnis ohne bestellte Pfarrer und Lehrer lebendig ge-
blieben; die einzelnen Hausväter unter-

richteten ihre Hausgenossen in den
»

.

Lehren des evangelischen Glaubens. Im s« —"

Jahre 1730 meldeten sich nicht we-

niger als 20 678 Personen freiwillig
bei einer erzbischöflichenKommission
zur Auszeichnung als Evangelische.
Selbst die Regimenter des Kaisers
konnten die Überzeugung der Evan-

gelischen nicht wankend machen und so
wurden sie gegen Ende des Jahres
1751 ,,mit hintantragendem Sack und

Pack« über die Grenzen des Erzbistums
gewiesen.

Friedrich Wilhelm 1. benützte gern
die Gelegenheit, neue Bürger für seine
Staaten zu gewinnen und sandte ihnen
sogleich Kommissare, die ihn-en an-

boten, sich in den Ländern der preußi-
schen Krone anzusiedeln. Der sonst so
sparsame König ging sogar soweit,
ihnen Zehrungsgelder, und zwar vier

Groschen für den Mann, drei Groschen
für die Frau und zwei Groschen für
das Kind pro Tag und Kopf zu zahlen.
Am 2. Februar 1732 erließ er ein förm-
liches, öffentliches Patent, daß er bereit

sei, die Vertriebenen aufzunehmen, 7000

wurden sofort übernommen und von

den preußischenKommissaren teils zu
Wasser und teils zu Fuß in die neue

Heimat geleitet. Die ersten 843 Salz-
burger trafen am Zo. April 1732 in
Berlin ein und wurden am Halleschen
Tor von der gesamten Berliner Geist-

etir ieb nun meines Weges die styatie hinanjulm
Fiel mir ein Wagen ins Juge, non tüchtigen Beim-ten gejiiget,
Von ensei Ochsen gezogen, den wollten unck stärksten ckee Ausland-.
Neide-Mei- aber ging mit starken schritten ein Mckckekem
Lenlete mit tun-ein sterbe die deieten gewaltigen Tiere.
Trieb sie an und liiett rie zwilch- eie Zeitete Münzer-n
eile miet- dae Meiste-ten erblickte, eo trat sie cken Pier-ten gelassen
Nest-er itan ragte eu- mirk nickt immer war es mit uns so

Jammer-roth ais Ita- rmr freut auf diesen Wegen erdtieleeu

Aus der von Ludwig Richter illustrierten Ausgabe von »Hei-wannund Dorothea« sammen.

Politische Chronik

lichkeit feierlich empfangen. Auch unterwegs erhielten sie viele Be-

weise von Menschenfreundlichkeit; nach einer zeitgenössischenQuelle
haben die beiden ersten Transporte allein in der Stadt Leipzig 20 000

Taler an Geldgeschenken erhalten. Sie waren übrigens nicht un-

bemittelt; viel zitisert ist ja die Ansekdote
aus Göckings »Vollkommener Emigras
tionsgeschichte«:wie eines reichen Bür-
gers Sohn an einem mit den Salz-
burgern ziehenden Mädchen Gefallen fin-
det, sie als Dienstmagd für seine Eltern
annimmt und dann um ihre Hand wirbt.
Bei der Verlobung zieht sie als Mahl-
schatz einen Beutel mit 200 Dukaten
aus dem Mieder. Die kleine Geschichte
hat Goethe zu dem epischen Gedicht
»Hermann und Dorothea« angeregt.
Der Soldatenkönig, der es sehr gern
sah, wenn neue Siedler auch brav Geld
ins Lan-d brachten, schrieb im Juni
1732 an einen seiner Minister über die

Salzburger: »Gestern sind wieder 750

angekommen und werden in einigen
Taspgennoch mehrere erwartet. Dieses
sind recht gute Leute und viele bemit-

telte darunter, so daß sie wenigstens an

die 40Jm. Rtlr. (40 000 Reichstaler)
baar Geld bey sich haben...« 7000

Salzburiger wurden nur erwartet; im

ganzen kamen jedoch 20 SM. »Die Ma-

nusacturisten nach der Reumark, die

Ackerleute nach Preußen«, so hatte
Friedrich Wilhelm bestimmt. 15 508

Bürger gewann das ostpreußischeLand
und mit ihnen die Grundlage neuen

bäuerlichen Lebens. Sie sind alle gute
Preußen geworden und ihre Rach-
kommen halten z. T. noch heute zu-

Bom12. bis 26. April

Ländern-echtem
«

Die Landtagswahlen in Preußen, Bayern, Württemberg und

Anhalt und die Hamburger Bürgerschastswahlen bringen den

Uationalsozialisten große Gewinne; die bürgerliche Mitte und die

gemäßigteRechte werden stark vermindert; das Zentrum erfährt
einen Stimmenzuwachs, während die Sozialdemokratie Verluste er-

leidet; auch die Kommunisten gehen zurück (24. 4.). — Der neue

Landtag wird zum Axt-. Mai einberufen, für diesen Zeitpunkt wird
auch der Rücktritt der Regierung Braun angekündigt. —- Zum

Ausgang der Wahlen veröffentlicht der Vorstand der preußischen
Zentrumspartei eine Erklärung, in der es heißt, daß die preußische
Zentrumsfraktion bereit ist, ,,mit allen Parteien zusammenzuarbeiten,
die »aufder Grundlage der Verfassung dem Wohle des ganzen Volkes

zu dienen entschlossen sind«. -

Ausland :

Die vier Signatarmächte England, Frankreich, Italien und

Japan erheben- wegen«««desMemelkonflikts beim Internationalen
Gerichtshof im Haag Klage gegen Litauen (11. 4.). — Amerika
fordert auf der Abrüstungskonferenzdie Abschaffung aller Angriffs-
wasfen. ——-'—England, Deutschland, Italien und die meisten übrigen
Staaten treten dieser Forderung bei (11. 48.

—- Die Donaufrage
12.wird vom Völkerbundsrat auf Mai vertagt 4.). — Auf einem

Essen der Pilgrims-Gesellschaft hält der neue amerikanische Bot-"
schafter in London Mellon eine Rede, in der er sich für eine enge
Zusammenarbeit zwischen England und Amerika ausspricht (14. 4.).
— Im Völkerbundsrat bezeichnet der Vertreter Griechenlands
Venizelos die bisherige Finanzhilfe für die Donau- und Balkans

staaten als völligungenügend(i5. q-.). — Reichskanzler Dr.Brüning trifft
in Genf ein (15. 4.). —- Jn Jnnsbruck wird eine Donau-Tagung
der Internationalen Handelskammer eröffnet, auf der auch
Deutschland vertreten ist (16. 4.). —- Anläßlich des zehnjährigen
Bestehens des RapallosVertrages gibt Reichskanzler Dr. Brüning
dem russischen Außenminister Litwinow in Genf ein Frühstück
(16. 4.). — Der Allgemeine Ausschuß der Abrüstungskonferenz
nimmt einstimmig einen Entschluß an, demzufolge die Abrüstung
in Etappen durchgeführtwerden soll. Der deutschen Delegation war

es vorher gelungen, in die Entschließung den Satz einzufügen, daß
schon die jetzige Konserenz ein erster entscheidender Schritt in der

Abrüstung sein müsse (19. 4.). —- Wegen der Schaffung des neuen

mandschurischen Staates kommt es zu ernsten Spannungen zwischen
Rußland und Japan. — In Genf werden von dem Allgemeinen
Aus chußweitere Entschließungen zur Abrüstungsfrage angenommen.
— enator Borah fordert im Bundessenat erneut die Herabsetzung
der Rüstungen, die Lösung der Tributfrage und die Uberprüfung
des Versailler Diktates (20. 4.). — Der Zinssatz für die durch das

HooversMoratorium gestundeten Kriegsschuldenbeträge wird von

Amerika auf 4 v. H. für zehn Jahre festgesetzt (21. 4.). — Frankreich
wendet sich in Genf gegen die Abschasfung der Angriffswasfen und

fordert ihre Internationalisierung (21. 4.). —- Zu den Verhand-
lungen des Reichskanzlers Dr. Brünsing in Genf mit den aus-

ländischen Staatsmännern über die Tribut-, Donau- und Abs

rüstungsfrage wird von der deutschen Delegation eine Erklärung
ausgegeben (20. 4.). — Deutschland überreicht eine neue Memel-
Rote an die Signatarmächte, in der gegen die Zustände und gegen
die Wahlbeeinflussung im Memelgebiet durch das Direktorium

Protest erhoben wird (20. 4.). —- Durch Verordnung werden in

England neue Zölle eingeführt (21. 4.). »- Danzig richtet wegen
danzigfeindlicher Äußerungen in der polnischen Presse eine Rote

an Polen (22. 4.). — Durch Rote fragt die enin che Regierung bei

der deutschen, französischen,italienischen, japanis en und belgischen
Regierung an, ob diese Regierungen mit dem 16. Juni als Termin

für denBeginn der Lausanner Konserenz einverstanden sind (26.,4.).

Reich:
In Berlin wird von den freien Gewerkschaften ein außer-«

ordentlicher Krisenkongreß abgehalten (x5. 4.). —- Durch Rot-

verordnung des Reichspräsidentenwer-den die nationalsozialistischen
Sturmabteilungen und Schutzstaffeln verboten (1Z. 4.). —- Der

deutsche Aiusfuhrüberfchußbeträgt im Monat März 152 Millionen
Mark. — Die Reichsregierung kündigt ein großes Siedlungswerk im

Osten an (20. 4.). — Zum Nachfolger Geheimriats von Borsig im

Vorsitz der Vereinigung Deutscher Arbeitgeberverbände wird General-

direktor Köttgen gewählt (21. 4.). — Die Zahl der Erwerbslosen
beträgt am 15. April rund o 934 000, also um fast hunderttausend
weniger als bei der letzten Z,ählung. .

Länder:

In Sachsen wird der Volksentscheid über die Auflösung des
sächsischenLandtags abgelehnt, in Oldenburg ist der Volksentscheid
erfolgreich (17. 4.).

,
.

—
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Der Heimatdienst

—- Zur Zeiiaefchichte
Die Länderwahlen - vaa ergehn- du 24. April

Von Ministerialrat Dr. GeorgKaisenberg

In Preußen, Bayern, Württemberg und Anhalt war zum Land-

tag zuletzt gleichzeitig mit der vorletzten Reichstagswahl am 20. Mai

1928 gewählt worden. Nach Ablauf der vierjährigen Wahlperiode
fanden die ordentlichen Reuwahlen am 24. April statt. Hamburg
hat eine idreijährige Wahlperiode. Seine Bürgerschaft war zuletzt
am 27. September 1931 neu gewählt worden, hatte sich indessen
schon am 13. März 1932 wieder aufgelöst. Die Neuwahl fand
gleichfalls am 24. April statt. Die in diesen fünf Ländern zur Wahl
aufgerufenen Stimmberechtigten umfassen vier Fünftel der gesamten
deutschen Stimmberechtigten.
Daß die Reuwahlen eine starke Verschiebung der bisherigen

Parlamentsvertretungen bringen würden, stand angesichts des außer-
gewöhnlich starken, in der deutschen Parteiengeschichte bisher nicht
vorgekommenen sprunghaften Anwachsens der Nationalsozialistischen ,

Deutschen Arbeiterpartei, wie sie sich 1931 bei den Wahlen in Hessen
und Hamburg, neuerdings sbei der Reichspräsidentenwahl kund-

gegeben hatte, fest. Es behielten auch diejenigen recht, idie den

bürgerlichen Mittelparteien, den zwischen Sozialdemokratie und

Deutschnationaler Volkspartei stehenden Parteien, ausgenommen die

festgefügte Deutsche Zentrumspartei, keine günstige Prognose zu
stellen glaubten.

Der neue preußischeLandtag wird infolge Erhöhung der«Ver-

teilungszahl von früher 40 ooo auf jetzt 50 ooo insgesamt 422 Ab-

geordnete, gegenüber bisher 450 zählen. Hiervon sind 350 in den

Wahlkreisen, 31 durch Verrechnung in den Wahlverbänden und 41

auf Landeswahlvorschläge gewählt. Bei der günstigen Wahl-
beteiligung von etwa 82,5 v.H. hat sich die Erhöhungder Ver-

teilungszahl nicht besonders ausgewirkt. Die neue und die alte Z u -

sammensetzung des Landtags zeigt folgende Übersicht:

Abgeordnetensitze
wahr am 24.upri11932 wah! am 20. Mai 1928

P « ! E « s » VIII-THISHEFT-EsMZIZHHZITGLZEZZ
überhauptlv. H. überhaupt v. H.

Uationalsozialisten . . . . . 162 88,4 8 1,8

Sozialdemokraten . . . . . . 93 22,0 137 30,4

Zentrum . . . . . . . . . . . . . 67 15,9 71 15,8

Kommunifien . . . . . . . . . 57 13,5 56 12,4

Deutschnationale . . . . . . 31 7,3 82 18,2

Deutsche Volkspartei u.

I 7 1 7 i
40 8,9

Volksrechtpartei
«

2 0,4

staatspaktei ........ . .
2 0-5 21 4,7

ChristlichiSozialer Volks- .

dienft . . . . . . . . . . . . . . 2 0,5 —- —

Deutsch-Hannoveraner . . 1 0,2 4 0,9

Wirtschaftspartei . . . . . .
— —- 21 4,7

Landvolk . . . . . . . . . . . . .
—- — 8 1»3

422 100,0 450 100,0

In Bayern verteilen sich 128 Abgeordnetensitze wie folgt:
Bayerische Volkspartei 45, Nationalsozialisten 4Z, Sozialdemo-
kraten -2o, Bayerischer Bauernbund und Staatspartei 9, Kommu-

nisten S, Deutschnatiowale Z. .

In Württemberg (Wiahlbeteiligung 71,2 v. H.) entfallen von den

80 Landtagssitzen auf die Nationalsozialisten 2Z, das Zentrum 17,
die Sozialdemokraten III-, den Bauern- und Weingärtnerbund 9, die

Kommunisten 7, die Demokraten und die Deutsche Volkspartei 4,
auf den Christlichen Volksdienst und die Deutschnationalen je Z.

In Anhalt (Wahlbeteiligung 90 v.H.) erhielten von 36 Sitzen
die Nationalsozialisten 15, Sozialdemokraten 12, Kommunisten Z,

Deutschnationale und Deutsche Volkspartei je 2, Staatspartei und

Haus« und Grundbesitzer je I Mandat.
. In Hamburg (Wahlbeteiligung 79,7 v.H.) verteilen sich die
160 Sitze der Bürgerschaft auf die Parteien wie folgt: National-

sozialisten 51, Sozialdemokraten 49, Kommunisten 26, Staats-
partei 18, Deutschnationale 7, Deutsche Volkspartei v, Zentrum 2,

Christlicher Volksdienst und Wirtschaftspartei je 1.
·

Vergleicht man das Ergebnis des 24. April mit dem der letzten
Reichstagswahl, so ist- zu buchen ein mäßiger Verlust der Sozial-
demokratie, eine Stärkung des Zentrums und der Bayerischen Volks-

partei, eine Verdoppebung der Uationalsozialisten, eine empfindliche
Schwächung der Deutschnationalen Volkspartei und eine fast
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. bis zur Volkspartei über eine

völlige Aufreibung der bürgerlichenMittelparteien, schließlich eine

Schwächungder Kommsunistischen Partei.
Bei der Reichstagswahl 1930 wurden in Preußen

im Durchschnitt von je 100 Stimmberechtigten 81.,62, bei der Land-

tsagswahl am 24. April dagegen 81,74 gültige Stimmen abgegeben.
Legt man den Stimmenzahlen von 1930 die Verhältniszahl der

gültigen Stimmen vom 24. April, nämlich 81,74, zugrunde, so ergibt
sich für die Parteien folgende Zu- oder Abnahme:

DStimmenzahlen- —Zu-oder Abnahme
. e enüber der Rei s-

P a r t e i e n Reichstag-' Landtags- gtaggswahlSe t. chowahl 1930 wabl am
p

im preuß.
«

»

Gebiet 24« April uberhaupt v. H.

Nationalsozialiften . . 3 972 580 8 008 219 -s—4 035 639 -s—101,6

Deutschnationale. . . . 1 971007 1 524 931 —- 446 076 —- 22,6

Zenit-um . . . . . . . . . . Z 161 963 3 374 413 —s- 212 450 -s— 6z7
Sozialdemokraten . . . 4 995 428 4 674 943 »—- 320 485 — 6,4

Kommunisten . . . . . . 8 145 174 2 819 602 — 325 572 — 10,4

,

Die Nationalsozialisten haben ihre Aufwärtsbewegung gegen-·
über dem ersten Wahlgang der Reichspräsidentenwahlnoch fortgesetzt
und können eine Mehrung von 1 178 459 Stimmen oder lZ,5 v.H.
aufweisen. Sie sind in Preußen, Württemberg, Hamburg und Anhalt
die stärkste, in Bayern die zweitstärkste Partei geworden; Die
Kommunisten haben verglichen mit den in den fünf Ländern beim

ersten Präsidentenwahlgang für ihren Kandidaten Thälmann ab-

gegebenen Stimmen eine Minderung von 547 796 Stimmen oder
Mal v.H. zu verzeichnen. «

Preußisches Zentrium und Bayerische Volkspartei haben absolut
und relativ an Stimmen gewonnen. Die bürgerlichen Mittelparteien
sind jedenfalls in Preußen in den Kreis der Splitterparteien gerückt.
Die Deutsche Staatspartei hat sin Preußen mit 332 441 Stimmen
2 Sitze, die Deutsche Volkspartei mit ZZO 807 eigenen Stimmen und

44119 Stimmen der mit ihr verbundenen Volksrechtpartei 7 Sitze
erhalten. Die Volkspartei konnte in den vier westlichen Wahlkreis-
verbänden (SchleswigsHolsteinsHannover, Westfalen, Hessen-Nassau-
RheinlandsSüd, Rheinland-Nord) je 1 Verbandssitz, die Staats-
partei nur im Verbande Brandenburg 1 1 Verbandssitz erhalten.
Während die Volkspartei aus ihrem Landeswahlvorschlag ihre Rest-
stimmen voll verwerten konnte, blieben von den Stimmen der

Staatspartei 232 441 unverwertet. Das gleiche Schicksal teilen

Wirtschaftsparteiund Deutsches Landvolk mit allen ihren Stimmen.

Diese beiden Parteien hatten zusammen mit der Gruppe Graf
von West-arp (Junge Rechte) einen gemeinschaftlichen Landeswahl-
vorschlag »eingereicht,hatten aber in den Verbänden nicht Listen-
verbindung eingegangen. Wären die zwischen Zentrum und Deutsch-
nationalen stehenden Rechtsparteien und die Staatspartei zusammen-
gegangen, so hätte die bürgerliche Mitte 15 Sitze mehr erhalten.

Ein Vergleich zwischen zweitem Präsidentenwahlgang und den

Wahlen vom 24. April ist nur mit Vorsicht anzustellen. In
Preußen, Bayern, Württemberg, Hamburg und Anhalt hat Hinden-
burg am 10. April 15495 616 Stimmen erhalten, während die

,,Hindenburg-Parteien« am 24. April nur 12 744 578 Stimmen auf
sich vereinigt haben. Die Minderung ist zum Teil auf die

schwächereWahlbeteiligung bei der württembergischen Landtagswahl,
zum Teil darauf zurückzuführen, daß von den Deutschnationalen
etwa ein Fünftel für Hindenburg gestimmt hat und auch kommu-

nistische Stimmen Hindenburg zugute gekommen sind. Immerhin
steht fest, daß Hindenburgs Wählerschaft sich überwiegend aus

Sozialdemokraten, Zentrum und Bayerischer Volkspartei zusammen-
setzt und nur zum kleineren Teil aus Angehörigen der sog. bürger-
lichen Mitte.

"

Die nächsten Asuswirkungen der Wahlen werden in den Ver-

suchen zu neuen Regierungsbildungen bestehen. In Preußen muß
die Regierung Braun demissionieren. Ob es gelingen wird, ein

geschäftsführendes
Kabinett durch eine Koalitionsregierung abzu-

lö en, das ist die große innerpolitische Frage der nächstenWochen.
In Württemberg und in Hamburg ist weder eine Rechtsmehrheit,
noch eine Linksmehrheit möglickiznIn Anhalt versügt die Rechte

ehrheit von vier Stimmen. In
Bayern kann die Bayerische Volkspartei entweder mit den National-

sozialisten oder mit den Sozialdemokraten eine Mehrheitsregierung
bilden. Soweit sich bisher übersehen läßt, wird die Zahl der

geschäftsführenden Landeskabinette, wie sie derzeit in Bayern,
Hessen, Hamburg und Oldenburg bestehen, wohl eher vermehrt als
vermindert werden.
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Völkerbund und deutscherDonauplan
Als Unterlage für Beratungen im Wirtschaftsausschuß des

Völkerbunds hat soeben dessen wirtschaftliche Abteilung eine Zu-
sammenstellung der wichtigsten statistischen Angaben über den

Außenhandel der Donaustaaten während der Iahre I928 bis 1931

veröffentlicht,die im Hinblick auf die Beratungen über die Donau-

frage von größtem Interesse sind. Entsprechend dem bekannten

Sanierungsplan der französischenRegierung wird in der Völker-

bundsarbeit neben Osterreich, Ungarn, Rumiinien und Iugoslawien
auch die Tschechoslowakei zur Donaugruppe gerechnet. Die deutsche
These, wonach eine Besserung der Wirtschaftslage in den hilfs-
bedürftigen Donaustaaten nur zu erwarten ist, wenn man ihre öko-

nomischen Beziehungen zu den natürlichen Aufnashmegebieten der

Mitte und des Westens Europas vertiseft und ihnen dort Absatz zu
auskömmlichen Preisen sichert, findet in der Denkschrift des Völker-

bundssekretariats ihre besondere Stütze. Aus der Denkschrift tritt
die Linie der Entwicklung recht plastisch hervor, nach der für jeden
Staat der Donaugruppe der Export in die vier anderen Länder der

Gruppe von 1928 bis 1931 wichtiger war als der Absatz nach irgend-
einem anderen Staate. Daraus ergibt sich, daß der schon jetzt s«olebk
hafte Güteraustausch der Donaustaaten untereinander durch das im

französischenPlan vorgesehene Mittel der gegenseitigen und nur

auf den Donauraum beschränktenZollbevorzugung nicht in einem

Maße gesteigert werden könnte, daß eine durchgreifende Änderung
der gegenwärtigen Notlage die Folge wäre. Im Gegenteil läßt sich
auch an Hand der vom Völkerbund zusammengestellten Zahlenreihen
feststellen daß ein derartiges Präferenzsystem der Landwirtschaft
Österreichsund der Tschechoslowakei erheblichen Schaden zufügen
müßte und daß die mit ihm zweifellos verknüpfte Belebung der

tschechoslowakischen und österreichischenIndustrie nur auf Kosten
der industriellen Einfuhr aus den übrigen Industrieländern zu er-

zielen wäre. Die Völkerbundsstatistik stellt aus den Zahlenreihen
ausdrücklich fest, daß nächst dem Donauraum selbst das Deutsche
Reich für die Donaustaaten der erste Lieferant und Abnehmer ist.
Deutschland und Italien nahmen in dem günstigen Wirtschafts-
jahr 1928 20 bzw. 7 v. H. der Ausfuhr auf und waren an der Ein-

fuhr mit 21 v. H. und 4 v. H. beteiligt. Zeugt diese Feststellung
schon von der entscheidenden Bedeutung, die einer Verbesserung der

Beziehungen zwischen den Donaustaaten und den großen mittel-
und westeuropäischen Märkten beizumessen ist, so ist es darüber

hinaus für uns recht wertvoll, der Denkschrift des Völkerbunds-

sekretariats die Tatsache entnehmen zu können, daß die Donau-

staaten auf dem Wege der Selbsthilfe schon ein beträchtliches Stück

vorwärtsgegangen sind. Der Absatz der Donauländer hat sich inner-

halb ihrer Gruppe zwischen 1928 und 1931 von 35,5 v. H. auf
28,5 v. H. vermindert. Daraus ergibt sich also überzeugend,daß
heute einev künstliche Anfachung des Warenaustausches innerhalb
der Donaugruppe unwirksam bleiben muß und daß nur die Ermög-
lichung des Absatzes zu auskömmlicheren Preisen nach ihren natür-
lichen Absatzgebieten Deutschland und Italien der österreichischen
Wirtschaft und der Getreideproduktion sder notleidenden südost-
europäischenAgrarstaaten helfen kann, wie sie mit einer Anwendung
des deutschen Vorschlages gegeben werden könnte. England und

Frankreich kommen nach den Unterlagen der Denkschrift als für den

Donauraum interessierte Märkte nicht in Betracht. Sie nehmen
M v. H. (England) und 2—3 v. H. (Frankreich) dort-hin. Für sie
bedeutet also ein Verzicht auf die Meistbegünstigunggegenüber den
im deutschen oder im französischenVorschlag enthaltenen Präferenzen
kein wirtschaftliches Opfer von irgendeiner Bedeutung. Wenn, wie

sich weiter aus der Völkerbundsftatistik ersehen läßt, der deutsche
Export nach Iugoslawien, Rumänien und Ungarn 1931 sich ungefähr
mit dem nach Osterreich gedeckt und nur etwa 65 v.H. der deutschen
Ausfuhr nach der Tschechoslowakei betragen hat, so ist diese Tat-

sache auf die geschwundene Kaufkraft in den reinen Agrarexports
staaten des europäischenSüdostens zurückzuführen Sie läßt er-

kennen, wie stark das Deutsche Reich an allgemeiner Behebung der

Wirtschaftskrise im Südosten interessiert ist, wie unerträglich aber
die im französischenPlan enthaltene Präferenzierung der tschechos
slowakischen Industrie im Donauraum für die deutsche Wirtschaft
sein müßte. Daß Bulgarien sich in gleicher Tage befindet wie

Rumänien und Iugoslawien und ebenso hilfsbedürftig ist, aber auch
geopolitisch die gleichen Ansprüche stellen kann wie die beiden
anderen erwähnten Balkanstaaten, dafür bieten schließlichnoch die

in der Völkerbundsarbeit enthaltenen Angaben einen durchschlagen-
den Beleg.

Die Genfer Abrüstungokonferenz
Seit ihrem Wiederzusammentritt am 1. April hat die Ab-

rüftungskonferenzmit der Durchberatung ihres vor der Osterpause
aufgestellten Arbeitsprogramms begonnen. Dieses Arbeitsprogramm,
das das hauptsächlicheErgebnis der Beratungen vom Beginn der Kon-

ferenz am Z. Februar bis zum Beginn der Osterpause am 19. März
darstellt, ist in drei Dokumenten festgelegt. Davon enthält das erste
eine nach Materien gegliederte Zusammenstellung aller von den Dele-

gationen der einzelnen Länder vorgelegten Vorschläge (Völkerbunds-
dokument Conf. D. 99), das zweite eine Zergliederung und Auf-
reihung dieses ganzen Materials san Vorschlägen nach dem Disposi-
tionsschema des Konvention-entwurfs »der Vorbereitenden Ab-

rüstungskommission(Conf. D. 102), das dritte Dokument enthält das

Arbeitsprogramm für die einzelnen Kommissionen der Konserenz in

der Form einer Liste von Fragen, die auf die einzelnen Kommissionen
verteilt sind (Conf. D. 103). Wer den Arbeiten der Abrüstungss
konferenz im einzelnen folgen will, muß diese drei Dokumente fort-
während zur Hand haben, da sich die Diskussion in der General-

kommission und in den Spezialkommissionen der Konferenz auf Grund

dieser Dokurnente vollzieht. Ein nützlichesHilfsmittel für diejenigen,
die die Genfer Abrüstungsdebatte fortlaufend verfolgen wollen, stellt
die von der ,,Deutschen Tiga für Völkerbund« seit Beginn der Kon-

ferenz wöchentlich herausgegebene Zeitschrift ,,Völkerbund, die Ab-

rüstungskonferenz«,dar, von der bisher zwölf Nummern, die letzte am

22. April erschienen sind (Genf, ZZ, tue de Rhöne).
Die Konferenz trat nach dem Wiederbeginn ihrer Sitzungen in

die Beratung des der Generalkommission überwiesenen Verhand-
Iungsstoffes ein. In der Liste dieser Fragen (vgl. Völkerbunds-
dokument D. 103) stehen am Anfang die prinzipiellen Fragen der

Abrüstung, und zwar unter Punkt 1 die Frage der Rüstungsherabs
setzung als solcher. Die Fragestellung hierzu lautet, ob die Rüstungs-
verminderung durch ein einzelnes Abkommen oder etappenweise durch
mehrere Abkommen und bis zu welchem Riveau erfolgen solle. Die

zweite prinzipielle Frage bezieht sich auf die Kriterien der Rüstungs-
reduktion und die dritte auf die Frage der qualitativen Rüstungs-
verminderung, d. h. darauf, ob die Abrüstung durch das Verbot oder
die Einschränkung bestimmter Waffenarten zu vollziehen ist. Punkt 4
der Tages-ordnung bezieht sich in erster Linie auf die ivon der fran-
zösischenDelegation der Konserenz vorgelegten Vorschläge, die die

französischeSicherheitsthese (Ausbau von Artikel 16 der Völkerbund-

satzung, Organisation einer internationalen Streitmacht, Inter-
nationalifierung der Zivilluftfahrt) enthalten. Punkt 5 der Tages-
ordnung ist der für Deutschland wichtigste Punkt der ganzen Ab-

rüstungsfrage, nämlich der, ob die Rüstungsbestimmungender Frie-
densverträge Maßstab der allgemeinen Abrüstung sein sollen und ob

fdie deutsche Abrüstung und die Abrüstung der andern fürderhin auf
gleichen Methoden beruhen soll. Es handelt sich hier also um die

Fragen der deutschen Gleichberechtigung und um die Methoden-
gleichheit in der Abrüstung. Bisher hat die Generalkommission die
drei ersten Punkte ihrer Tagesordnung vorläufig abgehandelt und die

Frage der qualitativen Rüstungsverminderung zur technischen Weiter-

behandlung an die Spezialkommissionen für Land-, Sees und Luft-
rüstungsfragen weitergegeben, während die Diskussion der Punkte 4
und 5 bis nach Erledigung von Punkt Z in den Spezialkommissionen
verschoben worden ist. Welches ist nun das Ergebnis dieser zwei-
wöchigenDiskussion?

Sie begann mit einer Rede des Führers der amerikanischen
Delegation, des Botschafters Gibson, der eine Resolution vorlegte,
die das Verbot von Tanks, schwerer beweglicher Artillerie und der

Verwendung von giftigen Gasen vorsah. Der Resolutionsantrag wurde
dabei vom Standpunkt der Sicherheit begründet: Das Gefühl der

Unsicherheit kommt von der Furcht vor einer feindlichen Invasion.
Die Invasionsmöglichkeit ist eine Folge der Überlegenheit der An-

griffswaffen gegenüber den Verteidigungswaffem also kann Sicher-
heit am besten dadurch hergestellt werden, daß den Defensivwaffen
und Festungen die Überlegenheit gegenüber sden Angriffswaffenge-

geben wird, was durch das Verbot gewisser entscheidender Angriffs-
waffen geschehen könnte. Die sich an diesem Antrag anschließende
Debatte, bei der der deutsche Delegationsfüshrer,Botschafter Radoln7,
den deutschen Standpunkt ausführlichdarlegte, zeigte eine interessante
Konstellation der auf der Konserenz vertretenen Mächte und Mächte-

gruppen. Dem von den Amerikanern formulierten Grundsatzder

Notwendigkeit des Verbotes gewisser Angriffswaffen schloßsich von

den GroßmächtenEngland, Italien, Deutschland und Rußland an,

während Frankreich und seine Bundesgenossen sich dagegen wandten.

Dabei betonte besonders der deutsche und der italienische Vertreter,
daß es nicht genüge, Tianks und schwere bewegliche Artillerie und

"

Gaswaffen zu beseitigen, sondern daß man die gesamten Angriffs-
waffen zerstören müsse. Die italienische Delegation legte in diesem
Zusammenhang ein ausführliches Programm für diesequalitative
Rüstungsverminderung vor, das nicht nur die Beseitigung der von

den Amerikanern genannten Angriffswaffen, sondern auch der ge-

samten Bombenflugwasfe, der Unterseeboote und der Schiffeüber
10 000 Tonnen vorsieht und präzisierteVorschläge über diebei der

Beseitigung die er Waffen zu befolgenden Methoden enthalt. Der

italienische AußenministerGrandi wies in einer eindrucksvollen

Rede, ebenso wie das vor ihm der deutsche Vertreter Nadolny schon
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getan hatte, darauf hin, daß für die Frage, welche Waffen als eigent-
liche Angriffswaffen zu bezeichnen seien, in den Abrüstungsbestim-
mungen des Versailler Vertrages die Antwort vorliege. Der fran-
zösischeMinisterpräsident Tardieu wandte sich in längerer in der

Argumentation vielfach sehr schwächer Rede gegen die qualitative
Rüstungsverminderung und verwies auf die französischenVorschläge,
die eine ,,Internationalisierung« der Angriffswaffen in der Form
vorsehen, daß sie dem Völkerbund »zur Verfügung gestellt«werden

sollen.
Das Prinzip der qualitativen Rüstungsverminsderung d. h. des

Verbots oder der Beschränkung bestimmter Waffenarten, wurde

schließlichmit einer Resolution angenommen, um die es einen mehr-
tägigen Kampf gab. Die Resolution wurde eingebracht von dem

englischen Außenminister Sir Iohn Simons und bekämpft von den

Franzosen und ihren Freunden. Sie wurde schließlicheinstimmig
angenommen in einem Wortlaut, ider äußerlich den Franzosen ent-

gegenkam. Bei der Debatte zeigte sich eine weitgehende Isolierung
des französischenStandpunktes. Vergleicht man das Ergebnis dieser
Diskussion mit dem Inhalt des von Deutschland abgelehnten Kon-

ventionsentwurfes der Vorbereitenden Abrüstungskommission,so zeigt
sich ein deutlicher Fortschritt. im Sinn-e der deutschen Abrüstungs-
these. Die Idee der qualitativen Rüstungsbeschränkung,d. h. der

Beseitigung gewisser Waffenarten, und zwar gerade derjenigen, die

Deutschland im Versailler Vertrag verboten wurden, hat deutliche
Fortschritte gemacht. Die Abrüstungsbestimmungen des Versailler
Vertrages wurden nicht nur von dem Vertreter Deutschlands, sondern
sehr energifch auch von dem Italiens und selbst von dem Englands
als Vorbild der Abrüstungangesprochsen und der Gedanke der Gleich-
berechtigung, d. h. daß die Abrüstungsmethoden für alle Völker gleich
sein müßten,wurde mehrfach unterstrichen.

Demgegenüber ist es von geringer Bedeutung, daß die Konserenz
in Beantwortung der ersten prinzipiellen Frage des Diskussions-
programms der Generalkommission das Prinzip der etappenweisen
Rüstungsverminderung aufgestellt hat. Man muß sich immer klar

vor Augen halten, daß die Abrüstungsfrage, politisch gesehen, für
- Deutschland die Frageh des Rüstungsausgleichs ist, d. h. der Beseiti-

gung der qualitativen und quantitativen Rüstungsdifferenz zwischen
uns und den anderen Staaten. Wir wollen die Beseitigung dieser
Differenz durch die Herabsetzung der Rüstungen der anderen nach den

gleichen Maßstäben und Methoden unserer eigenen Abrüstung. Daß
dieser Rüstungsausgleich nicht auf einmal vor sich gehen kann, selbst
wenn wir völlige Rüstungsfreiheit hätten, liegt schon aus finanziellen
Gründen auf der Hand. Der Rüstungsausgleich ist ein Prozeß von

Jahren. Mit dem Prinzip des etappenweisen Rüstungsausgleiches
können wir uns deshalb abfinden. Die erste Etappe muß aber ent-

scheidend sein und dieser Grundsatz ist in Genf ebenfalls angenommen
worden. Entscheidend ist aber die Herstellung der prinzipiellen

. Gleichheit in der Wehrfrage, d. h. der qualitativen Gleichberechtigung
oder noch anders ausgedrückt: Es darf künftig Deutschland nichts
verboten sein, was den andern gestattet ist, und es darf den andern

nichts gestattet sein, was uns verboten ist. Für Deutschland muß
das in Genf abzuschließendeallgemeine Abrüstungsabkommenan die

Stelle der Abrüstungsbestimmungensdes Versailler Vertrages treten.

Wehrfreiheit und Wehrbeschränkungenmüssen für alle Staaten gleich
sein. — Nur so ist die deutsche Gleichberechtigung gewahrt.

Wenn man das Ergebnis der Debatten der Abrüstungskonferenz
zwischen dem 11. und 23. April kurz zusammenfaßt, läßt sichfols
gendes sagen: Der deutsche Standpunkt, daß die Abrüstungs-
methoden des Versailler Vertrages zum Ausgangspunkt für die

allgemeine Asbrüstung gemacht werden müssen, hat an Boden ge-
wonnen. Das Prinzip der Beseitigung der Angriffswaffen ist an-

genommen. Es hat sich eine deutliche Isolierung Frankreichs gezeigt.
Die Frage der deutschen Gleichberechtigung ist zwar verschiedentlich
deutlich erwähnt, aber noch nicht gründlich diskutiert worden, ebenso-
wenig wie sdie französischeSicherheitsthese. Diesen beiden für den

Ausgang der Konferenz entscheidenden Fragen ist man mit Rücksicht
auf die in Frankreich bevorstehenden innerpolitischen Entscheidungen
vorläufig aus dem Wege gegangen. Daran hatte auch Deutschland
ein Interesse, denn eine«Diskussiondieser Fragen vor den französischen
Wahlen hätte nur zu einer Versteifung der Gegensätze führen können.
Aber die Entscheidung läßt sich natürlich nicht mehr lang-e hinaus-
schieben. Sie wird im Mai oder im Iuni fallen müssen. Damit

wird dann allerdings auch die Frage, ob die Konferenz zu einem posi-
tiven Ergebnis führen-kann, wesentlich mit entschieden werden. Zu
Pessimismus ist nach dem bisherigen Verlauf der Debatte kein Grund,
ebensowenig wie zu Ungeduld. Es besteht für die deutsche Politik
kein Anlaß, durch vorschnelle Initiative den Prozeß der sich aus-

breitenden Erkenntnis, daß die Abrüstungsfrage nur auf dem Boden
der Gleichberechtigung gelöst werden könne, zu stören. Die Dis-

kussion der französischenVorschläge über internationale Armee usw.
dürfte aller Voraussicht nach wiederum eine weitgehende französische

Ho

Isolierung in Erscheinung treten lassen. Die Leiter der französischen
Politik nach den französischenWahlen werden sich überlegen müssen,
ob sie bereit sind, aus den sich bereits ziemlich deutlich abzeichnenden
Abrüstungsfronten die nötigen strategischen Schlüsse zu ziehen, d. h.
der Wiederherstellung der deutschen Gleichberechtigung in der Wehr-
frage ihre Zustimmung zu geben.

Der Lappoaufstand in Finnland—
Der Darlegung des neuesten Aufstandes seien einige Worte über

den Werdegang des finnischen Faschismus vorausgeschickt Als be-
deutender politisch-organisatorischer Machtfaktor konsolidierte sich die

Lappobewegung vor etwa zwei Jahren. Sie forderte vorerst die

Auflösung der Kommunistischen Partei Finnlands. Die heraus-
fordernde Haltung der Kommunisten in den Kirchen der sehr konser-
vativen Tappogemeinde und die Propaganda zugunsten eines Sowjets
finnlands wußten die Führer der Tappoorganisation für ihre Zwecke
auszunutzen. Die Lage der finnischen Republik an der Grenze des
bolschewistischen Staates konnte als eine dauernde Gefahr für die
Souveränität Finnlands ausgeslegt werden. Obgleich von einer

»kommunistischenGefahr« im Iahre 1930 keine Rede sein konnte,
war die Regierung, an deren Spitze damals der gegenwärtige Staats-

präsident Svinhuvfud stand, unterstützt von sämtlichen bürgerlichen
arteien, der Forderung der Lappoführer nachgekommen und hatte

im Juli 1930 ein Gesetz zum Schutze der Republik im Parlament
durchgeführt. Auf Grund dieses Gesetzes wurde die kommunistische
Partei aufgelöst. Somit war die offizielle Aufgabe der Lappos
bewegung als erledigt zu betrachten. Ihre Führer haben jedoch ihre
Unterminierungsarbeit gegen die Verfassung nicht eingestellt. Viel-

mehr begannen sie eine erhöhte Aktivität zu entfalten und eine ver-

antwortungslose Agitation gegen den Staat und die republikanischen
sParteien zu treiben. Die durch die Wirtschaftskrise entstandene Not-

lage gacbhierfür einen günstigen Boden ab.

Bereits im Iahre 1930 wurden die verheerenden Auswirkungen
der Krisis bemerkbar. Im Jahre 1931 hab-en sie eine akute Ver-

schärfung erfahren. Finnland, dessen Ausfuhr in sehr hohem Maße
auf England angewiesen ist, mußte von dem Goldstandard seiner
Währung Abstand nehmen. Eine für das kleine Land ungeheuere
Arbeitslosigkeit und ein erschütterndesElend suchten das Volk heim.
In Massen strömten die Landarbeiter in die Städte, in »der-Hoff-
nung, dort Arbeit und Unterstützung zu finden. Asber die Städte
konnten ihnen nicht helfen. Es sei daran erinnert, daß es in Finn-
land keine ausgedehnte Sozialversicherung, wie man sie z.B. in

Deutschland hat, gibt. Nur geringe Ansätze einer solchen sind dort
vorhanden. Enttäuscht und erbittert wanderten die Arbeitslosen im

Lande herum.

Unter diesen Verhältnissen hat die Lappopartei im Herbst 1931,
unter maßgebenderMitwirkung ihres neuen Generalfekretärs,den

früheren Generalstabschef Wallenius, edi neues Programm an-

genommen, zdas u. sa. die Forderungen der Einschränkungdes all-

gemeinen Wahlrechts,der Unterdrückung der ,,marxistifchen«Propa-
ganda und Aufhebung der Sozialversicherung festlegte. Über-dies be-
trieben die ,,Sturmabteilungen« der Lappobewegung einen Terror

gegen die Arbeiterorganisationen und ihre Führer. In den letzten
Monaten wurden zum Angriffsobjekt der Lappohorden die Volks-

häuser der organisierten Arbeiterschaft,· die als ausgezeichnete
Arbeiterbildungsstätte in Finnland sich bewährt haben. Besonders
bedrohlich wurde die Lage in der Dorfgsemeinde Mäntäla. Bereits

zweimal fanden dort die Arbeiter ihre Verbandshäuser mit Brettern
vernsagelt. Als kürzlich ider Arbeiterverband eine Festversammlung
veranstaltete, wurde das Volkshaus von 400 bewaffneten Lappe-
leuten überrascht und beschossen. Die Anwesenden haben sich kaum
retten können, da die 50 Polizeibeamten nicht imstande waren, sie

s

vor der Übermacht zu schützen. Aus verschiedenen Bezirken des
Landes konzentrierten die Tappoführer in Mäntäla mehrere Tausend
bewaffnete Anhänger, proklamierten den ,,Kriegszustand« und

richteten an den Staatspräsidenten und die Regierung in der Form
eines Ultimatums folgende Forderungen: Auflösung der Sozial-
demokratischen Partei und der Arbeitergewerkschaften,»Vernichtung«
des »Marxismus«, die Demission der Regierung und ihre Ersetzung
durch ein »nationalgesinntes«Kabinett, unverzügliche Amtsenthebung
des Jnnenministers von Born und des Regierungspräsidentendes
Gouvernements Nyland, Ialander. (Beide bekannte Gegner der

Toppo-bewegung) Bei einer etwaigen Ablehnung dieser Forde-
rungen schloßdas Ultimatum mit der Drohung, es würde ein Marsch
auf Helsingfors erfolgen mit dem Ziel der Machtergreifung und der

Durchführung des Lappoprogramms
"

Es sollten also-die demokratischen und politischen Freiheiten
des Lan-des aufgehoben werden; die Sozialdemokratische Partei, die
die größte Partei der Republik ist und einen dritten Teil der Wähler-
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schaft im finnischen Reichstag vertritt, sollte keine Existenzberechtis
gung haben. Diesen abenteuerlichen Anschlag auf die Grundsätze
der Verfassung wies die Regierung entschieden zurück. Auf Grund
des obenerwähnten Gesetzes zum Schutze der Republik, das seiner-
zeit unter dem Druck der Lappobewegung zur Bekämpfung der

kommuniftischen Propaganda erlassen worden war, erklärte die

Regierung den Ausnahmezustand. In Rundfunkansprachen setzten
die Vertreter der Regierung und der Staatspräsident die Gefahr des

Putsches für die Republik auseinander. In zahlreichen Veranstal-
tungen bekundete die verfassungstreue Bevölkerung ihre Unterstützung
der Regierung. An dieser entschlossenen Handlung der Staatsgewalt
und der republikanischen Volksmassen ist das Unternehmen der

Lappoführer gescheitert. In voller Ratlofigkeit zerstreuten sich die

isolierten Lappotruppen.
Auf Anordnung der Regierung sind die Lappoorganisationen

aufgelöst und ihre weitere Betätigung untersagt worden. Ihre
Führer wurden in Haft genommen, das Zentralorgan der Lappo-
partei ,,Ajan Sana« wurde verboten. olg".

Die Arbeitslosigkeit in den Vereinigten Staaten

Deramerikanische Segiat hat am 17. Februar den Gesetzentwurf
des Senators Lafollette, der die Einführung einer staat-
lichen Arbeitslosenversicherung forderte, mit 48 gegen
55 Stimmen abgelehnt. Dieser Beschluß ist für die Entwick-

lung des Arbeitslosenproblems in den Vereinigten Staaten von

größter Bedeutung. Er charakterisiert deutlich die Situation in

Amerika. Trotzdem die Arbeitslosigkeit auch dort zu einer immer

schwierigeren Frage wird, sträubt sich der Amerikaner gegen«jede
Zwangsmaßnahme des Staates. Als die Erwerbslofigkeit in den

Vereinigten Staaten durch den Zusammenbruch der ,,ProsperitY«in

ständigemAnsteigen begriffen war, hatte der Senator Wagner 1930
einen Gesetzentwurf eingebracht, um eine Verbesserung der Statistiken
über den Beschäftigungsstandzu erzielen. Weit bedeutender war die

Vorlage, die Wagner gleichzeitig dem Kongreß unterbreitete, durch
die die Neueinrichtung eines staatlichen Arbeitsnachweisfystems»be-
zwecktwurde. Dieses Gesetz über das ,,Federal Employment Service«
wurde vom Kongreß im März 1931 angenommen, vom Präsidenten
Hoover aber mit der Begründung abgelehnt, daß der Entwurf das
Kontrollrecht des Bundes nicht in genügendem Maße berücksichtige.
Hier zeigte sich Hoover als der strenge Wahrer der ameri-
«kanis ch en Tr a d itio n. Wenn der Senat den Gedanken einer

staatlichen Arbeitslosenversicherung verworfen hat, schließt er sich
damit der Auffassung des Präsidenten an, trotzdem kurz vorher am

28. Januar im Staat Wisconsin durch Gesetz ein wohldurch-
dachtes System der Arbeitslosenunterstützung beschlossen-
worden war.

-

»Es gehörte stets zu der individualistischen Überzeugung, die

bisher das soziale Denken Amerikas beherrschte, zu behaupten, daß
die Gemeinschaft als solche keine Verantwortung für den einzelnen
Menschen trägt, wenn« er arbeitslos ist oder keine Mittel zum Lebens-
unterhalt besitzt. Es wurde allgemein angenommen, daß es gewisser-
maßen seine eigene Schuld war, keine Arbeit zu finden, und daß er

mit hinreichender Tat- und Willenskraft sicherlich eine Stellung
finden könne. Infolgedessen besitzendie Vereinigten Staaten keinerlei
System der öffentlichenFürsorge.« Mit diesen Worten kennzeichnet
H. B. Butler, der Stellvertretende Direktor des Internationalen
Arbeitsamts, in seinem vor kurzem erschienenen Buch ,·,Pr o -

bleme der Arbeitslosigkeit in den Vereinigten
Staaten« (Internationales Arbeitsamt, Studien und Berichte,
Reihe C, Nr. 17, Genf 1931) die Stimmung, die im allgemeinen noch
heute in Amerika herrscht. Aber er selbst, der zu den besten Kennern

dieses Problems gehört und in seiner Eigenschaft als Mitleiter des

Genfer Arbeitsamts die Situation in allen Ländern der Welt über-

blickt, ist sich weit mehr als die meisten anderen seinerLandsleute
der Tatsache bewußt, daß die Krife mit dem individualistischen
Prinzip nicht gelöstwerden kann. Infolgedessen weist er darauf hin,
»die Erkenntnis, daß keine Stabilifierungspläne imstande sind,
technologischeFreisetzungen oder massenhafte EntlassungeninZeiten
der Depression zu verhüten«, habe »die öffentlicheMeinunguge-
zwungen, die Frage der Versicherung gegen Arbeitslosigkeitnaher

zu prüfen«. Noch bis vor kurzem, so erklärt er, sei der bloße Ge-
danke einer zwangsmäßigenstaatlichen Versicherung gegen. Arbeits-

losigkeit in den Vereinigten Staaten allgemein auf Widerspruch
gestoßen. Der Arbeitgeber habe eine derartige soziale Maßnahmeals
eine Beeinträchtigung seiner persönlichenFreiheit zur Führung seiner
Geschäfteerklärt, aber auch in Arbeiterkreisen habe man Furcht vor

dem Verlust der Freiheit durch eine Versicherung empfunden. Der
amerikanische Gewerkschaftsbund hat deshalb noch 1930 die staatliche
Arbeitslosenversicherung bekämpft. Der Beschluß des Senats ent-

spricht also — das sieht man aus den Feststellungen Butlers —- der

Volksmeinung. Trotzdem gehört Butler zu den Vorkämpfern des

Gedankens der staatlichen Versicherung, die er für eine Lebensfrage
erklärt, weil er glaubt, »daß die private Wohltätigkeit weder ein

angemessenes noch ein befriedigendes Hilfsmittel bildet«.

Das Buch Butlers versucht, ausgerüstet mit einer Füll-e von

Material, die Frage der amerikanischen Arbeitslosigkeit von allen
Seiten zu beleuchten. Er weist darauf hin, daß es auch in Amerika

stets ,,normale« Arbeitslosigkeit gegeben habe, die sich aber immer
in mäßigen Grenzen hielt. Wenn jetzt die Arbeitslosigkeit so rapide
gestiegen sei, müsse damit das erste Gläubigerland und größte Exports
land der Welt in den Brennpunkt der allgemeinen Krise geraten.
Der amerikanische Gewerkschaftsführer Mc Gray äußerte kürzlich in
einer Besprechung, er schätzedie Zahl der Arbeitslosen in den Ver-

einigten Staaten auf 8,Z Millionen, zu denen noch 7,Z Millionen mit

sogenannter Arbeitsftreckung kämen. U nt e r st ü tz t w ü r d e n

heute schon 12 Millionen Arbeiter!

Butler zeigt in seinem Buch, wie sich in einer Reihe der wich-
tigsten Industriezweige der Vereinigten Staaten nach dem Kriege
die Produktivität vermehrt hat, wie dort das Teistungsergebnis des

Fabrik-arbeiters durchschnittlich um 34,5 v.H. wuchs, während die

Zahl der beschäftigten personen um 7,5 v.H. abnahm. Am auf-
fälligsten ist der Fortschritt in der Landwirtschaft Während man 1920
erst 246 000 Traktoren beschäftigte,waren es 1929 bereits 853 000.

Kein Wunder, daß die landwirtschaftliche Krife die Insduftriekrisis
noch an Schwere übertrifft. »Das Maschinenzeitaltier steht also im

Begriff, die älteste und konservativste aller Industrien umzuftürzen
und die Tandflucht zu beschleunigen.« So kommt Butler in seiner
Untersuchung zu dem sehr beachtenswerten Schluß: »Die Mechani-
sierung und andere Formen der Rationalisation haben in den Ver-

einigten Staaten in den letzten Jahren so rasche Fortschritte gemacht,
daß die Frage aufgeworfen wurde, ob sie nicht eine dem Konsum
vorauseilende Produktion verursacht, durch Herabsetzung der in-

dustriellen Beschäftigunggleichzeitig den Markt für Industrieprodukte
eingeengt haben, und ob in der Tat die mechanische Ver-
vollkommnung nicht an einem toten Punkt an-

gekommen ist, an dem sie aufhört, wirtschaftlich
zu s ein.«

Die verschiedenenMaßnahmen, die man in den Vereinigten
Staaten in letzter Zeit-«zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit an-

gewandt hat, schildert vor. allem Theodor Plaut, Professor
an der Hamburger Universität, in einer ausgezeichneten Studie, die
soeben als erstes Heft der ,,Sozialpolitischen Schriften des Forschungs-
institutes für Sozialwissenschaften«in Köln erschienen ist. Plaut,
der als Gaftprofeffor im vorigen Iahre sich monatelang in Amerika
aufhielt, hatte dort Gelegenheit, diese Frage eingehend aus eigener
Anschauung zu studieren. Auch er ist der Meinung Butlers, die

liberalsdemokratische Einstellung des Amerikaners verlange, daß das
Individuum aus eigener Kraft die gesellschaftlichenMißstände ordne.

Plaut erklärt,Hoover sei zwar ein Ouäker, aber er gehöre nur noch
dem Namen nach zu der religiösen Gesellschaft der Freunde, wenn
er stets als sichtbarster Vertreter für die Verteidigung der privaten
Initiative auftrete. Noch haben nach amerikanischer Auffassung, fo·
betont Plaut, für die Erwerbslosen der Reihe nach einzutreten: die

Arbeitsgenossen, die Industrie und die privaten Wohltätigkeits-
anstalten. Bisher sind jedoch alle Versuche, auf diese Weise die

Arbeitslosigkeit zu beseitigen, gescheitert und haben zu einem Ein-

greifen der öffentlichenHand geführt. So glaubt auch Plaut, daß
alle bisherigen Wohlfahrtsmaßnahmenverschwinden werden und der

Rechtsanspruch an ihre Stelle treten wird. Das sei nur auf Grund
einer Versicherung, und zwar der Zwangsversicherung
möglich.

«

Dr. Kurt Zielenziger.

Die Not der Stadt Steye
Steyr: das war ehemals der Inbegriff einer blühenden In-

dustrie. Seit dem frühen Mittelalter wurde hier das Roheisen des

steirischen Erzberges kunstvoll verarbeitet. Was hier in den Essen
und Hammerwerken erstand J- Sensen, Pflüge, Äxte, Messer,
Waffen aller Art ——, das hatte Weltruf und gab der kleinen ober-

österreichischenStadt im Handelskreis des Südostens eine über-

ragende Bedeutung. Während des Weltkrieges waren die Steyrs
Werke die Waffenschmiede der österreichischsungarifchenArmee, be-

schäftigten über 15 000 Arbeiter. Auch im ersten Jahrzehnt des

Friedens konnten sie —- nach glücklicherUmstellung auf Fahrrads
und Automobilfabrikation —-—, kaum geschwächt,noch ihre Stellung
behaupten.

»

Da plötzlich trat durch die Überschwemmungdes «Marktesmit

billigen ausländischen Massenfabrikation und infolge der allgemeinen
Wirtschaftskrife ein katastrophaler Umschwung ein. Was im Laufe
von vielen Jahrhunderten der Fleiß einer kulturell hochstehenden
Bürgerschicht geschaffen, ward binnen weniger Monate vernichtet.

Hi
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Stein, am susammenfluß der Enno und Steyr

Steyre heute eine erschütterndeMahnung an das Weltgewissen.
Die Werke, von denen mittelbar die ganze Stadt lebt, haben nur

noch für 1800 Menschen Arbeit. Die Stadtverwaltung kann ihren
gesetzlichen Verpflichtungen nicht mehr nachkommen. Die Hälfte der
22 000 Einwohner zählenden Bevölkerung lebt lediglich von

Almosen. Es ist erwiesen, daß kaum ein Fünftel der Familien sich
sattessen kann.

Jn den Straßen sieht man fast nur Bettler und hungernde
Kinder, die gleich jeden Fremden umdrängen. Die vier Versorgungs-
häuser konnten nur einige Hunderte der Allerärmsten aufnehmen.
Die meisten Arbeitslosen wohnen in Holzbaracken ohne Licht und

Heizung, vielköpfige Familien oft in einem einzigen engen Raum.

Tuberkulose und Rachitis nehmen erschreckendzu. Man gewinnt den
Eindruck einer sterbenden Stadt.

Der Bund hat nun trotz der traurigen Gesamtlage Osterreichs
eine großzügige -Hilfsaktion unternommen. Es ist zu hoffen, daß
er für die nächsteZeit das Schlimmste abwenden kann. Aber eine

Gesundung der Verhältnisse wird nur möglich sein, wenn die durch
die Friedensverträge erzwungene Isolierung Osterreichs beseitigt und
eine naturgemäße Verbindung hergestellt wird.

Florian Kienzl.

Ein Malen-n file jedermann - zip-. D- m« ask-»-

«

Das ist die große Frage für die moderne Kunstpflege: Wie

machen wir es, daß unsere Museen, die aus öffentlichen Mitteln er-

halten werden, auch wirklich der Öffentlichkeit,dem ganzen Volke
dienen? Daß sie nicht nur eine Sache der Gelehrsamkeit, der

Spezialkenner, engbegrenzter Publikumskreise bleiben?
Am brennendsten ist diese Frage für die Kunstgewerbemuseen.

Denn ihr Beruf, ihr Programm sollte es ja von vornherein sein
(als sie vor einem halben Jahrhundert begründet wur-den), auf die

Masse der Werktätigen anfeuernd zu wirken. Statt dessen wurden

sie mehr und mehr zu Stapelplätzen kunsthandwerklicher Arbeit der

Vergangenheit, wertvoll zum Studium der Kultur und der Stile

früherer Zeiten, aber ohne Verbindung mit dem Leben der Gegen-
, wart. Wie läßt sich das ändern?

f

Das Kunstgewerbemuseum der Stadt Köln hat
jetzt einemutigeundins » «

«
,

teressante Antwort ge-
funden. Sein Direktor
Dr. Karl With hat
die gesamten Bestände,
die auch hier nach der
alten Methode in dich-
ter Fülle zusammen-
gedrängt waren, aus-

geräumt und nach einem

sinnreich und klug er-

sonnenen System neu

geordnet. Was dabei

zustande kam, ist tat-

sächlich etwas gänz-
lich Neuartiges, das

heute ohne Beispiel da-

steht. Dr. With fragte
nicht nach geschicht-
lichen Darlegungen,
sondern nur danach:
WiekannichjdeniVolks-
genossen von heute Be-

griff und Anschauung
von den Dingen geben,
diemenschlicheGeschicks
lichkeit in unseren Ta-

gen wie seit jeher zum
- Gebrauch und Schmuck

formt? Als Grundlage
bildete er eine Abtei-

lung, der er den Titel

gab: »Werkstoff
und Verarbeitung« — hier soll (dieser Teil ist noch nicht ge-
öffnet) dem Publikum gezeigt werden, welche Materialien, etwa

Holz, Stein, Ton, Metall, immer wieder benutzt, und auf welche Weise
sie verarbeitet werden. Die Beschauer sollen lernen, wie die be-

sondere Beschaffenheit jedes Werkftoffs zu einer bestimmten, jedes-
mal verschiedenen Art der Bearbeitung drängt —- also z. B. der-Ton

zur Töpferei, das Holz zur Schnitzerei und Schreinerei. Auch das

entsprechende Handwerkszeug soll vorgelegt werden« Auf Grund

solcher Kenntnisse wird der Museumsbesucher dann weitergeführt.
Jn der zweiten Abteilung, die bereits vollständig aufgebaut ist,

hören wir von ,,Zw e ck un d F orm«. Wir werden angeleitet, zu
verstehen, wie nun die praktische Brauchbarkeit jedes Geräts seine
Gestaltung aus dem Werkstoff hervorruft. Handfertigkeit verbindet

IXZ

Zu allen Seiten wurden Gefäße in Form von Tieren hergestellt
Eule aus Nürnberg um 15405 Japan 18. Jahrhundert; Siegburg (Nbeinland) 1600

sich mit formender Phantasie, um dem Gegenstand seine Zweckmäßig-
keit und damit seinen Sinn zu geben. Wir verfolgen, wie z. B. der

Topf zunächst,und immer wieder im Verlauf der Jahrhunderte und

Jahrtausende, ein einfaches, rundkugeliges Gefäß wird, oderwie er

durch Abwandlungen dieser Grundgestalt, mit langem Hals, mit
nach unten oder.oben verschobenen Bauchungen, mit Henkeln und

Griffen zu mannigfachen Formungen kommt. Wir werden belehrt,
wie die schlichte hölzerne Kiste primitiver Völker oder heutiger
Naturvölker sich zur eisenbeschlagenen Truhe und zum behäbigen
Schrank entwickelt. Wie für Büchsen und Schachteln, für Körbe,
Eimer, Kessel und sonstige ,,Aufbewahrungsgeräte« gleichfalls be-

stimmte Formtypen durch alle Zeiten gehen. Nebeneinander werden
als Beispiele erlesene Stücke zwanglos aufgereiht, wie sie in Ost-
asien oder Ägypten, im frühen Mittelalter oder um 1930 entstanden.

»
. »

Ähnlich soll von den
· «

anderen Zweckgattuns
gen berichtet werden,

. vom Trinkgerät, Eß-
gerät, Wohngerät.

Dann folgt eine
dritte Abteilung, die

sich »Farbe und

Ornament« nennt
und darlegt, wie man,
einst und heute, durch
koloristische Behand-
lung oder ausgemalte,
eingeritzte, plastisch an-

gefügte schmückende
Zutaten den Ausdruck
der Geräte bereichert.
Auf solche Weise ist
ein umfassendes An-

schauungss und Lehr-
mittel ersten Ranges
für weiteste Kreise
geschaffen. Derjenige,
der sich berufsmäßig
mit dem weiten Auf-
gabenkreis der an-

gewandten Kunst be-

schäftigt, erhält für
seine Tätigkeit an aus-

gewählten Exemplaren
die schönstenAnregun-
gen und Vorbilder

«

(nicht Vorlagen), an

denen sich sein Auge, sein Formsinn, seine Erfindungskraft bilden
und üben können. Der Laie aber lernt den einfachen und tiefen
Sinn all dieser Arbeit von Grund aus verstehen und würdigen.

Man sieht: So etwas gab es bisher nicht. Sorgsame und aus-

führliche Beschriftungen an den Wänden und jedem einzelnen Stück
tragen überdies dazu bei, daß jeder den Rundgang wahrhaft mit
dauerndem Gewinn abschließt. Die freie, klare, gleichsam helle,
lichtdurchlässigeAufstellung der Einzelstückeund der Gruppen in
modernem Geschmack macht die Belehrung zugleich zum Genuß. Es
ist eine revolutionäre Tat, die in Köln das alte eingefrorene
Museumsschema durchbrochen hat. Kein Zweifel, sie wird ein

Alarmruf sein, allenthalben die Herrichtung unserer Kunstsamms
lungen neu zu durchdenken und- zu reformieren.
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